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Sitzung des
Jugendhilfeausschusses

Tagesordnung der 6ffentlichen Sitzung am 21.08.2023, 16:30 Uhr
Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 03.07.2023
Antrage aus dem Stadtrat - 1. Lesung
Antrage aus dem Stadtrat — 2. Lesung
- Freirdume fur junge Menschen in Leipzig sichern, Fraktion Die Linke,
VII-A-08404
- Freiraume fir junge Menschen in Leipzig sichern, Dezernat Jugend,
Schule und Demokratie, VII-A-08404-VSP-01
- Freirdume fur junge Menschen in Leipzig sichern, Fraktion Bundnis
90/Die Griinen, VII-A-08404-AA-02
- Freirdume fur junge Menschen erhalten und gestalten, SPD-Fraktion,
VII-A-08405
- Freirdaume fur junge Menschen erhalten und gestalten, Dezernat
Jugend, Schule und Demokratie, VII-A-08405-VSP-01
- Freirdaume fur junge Menschen erhalten und gestalten, Fraktion
Biindnis 90/Die Gruinen, VII-A-08405-AA-02
- Qualitat und Zufriedenheit mit der Kindertagesbetreuung verbessern
- Grundsatzvereinbarung evaluieren und weiterentwickeln, Fraktion
Die Linke, VII-A-08524
- Qualitatund Zufriedenheitmitder Kindertagesbetreuungverbessern
—Grundsatzvereinbarung evaluieren und weiterentwickeln, Dezernat
Jugend, Schule und Demokratie, VII-A-08524-VSP-01
Vorlagen - 1. Lesung
Vorlagen - 2. Lesung
Vorlagen zur Information
- Information — Aktualisierung zum MaBnahmenkatalog zur Férderung
von Schulerfolg und Chancengerechtigkeit, Dezernat Jugend, Schule
und Demokratie, VII-Ifo-08781
- Langfristiges Entwicklungskonzept Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege fur die Stadt Leipzig bis 2035 - Auftaktvorlage, Dezernat
Jugend, Schule und Demokratie, VII-Ifo-08796
Entscheidungsvorschlage fur den Jugendhilfeausschuss
Bericht der Burgermeisterin
Information der Verwaltung m
(Anderungen vorbehalten)
Der Vorsitzende
des Jugendhilfeausschusses

Sitzungen
der Ortschaftsrate

Ortschaftsrat Burghausen

am 29.08.2023 um 19 Uhr im Sitzungszimmer des ehemaligen Ge-

meindeamts Burghausen, Miltitzer Stra3e 1, 04178 Leipzig

- Anderungen / Feststellung der Tagesordnung

- Protokollkontrolle

- Antrag-Nr.VII-A-08663 des OR Bohliz-Ehrenberg—Fortsetzung der Férde-
rungdesJugendclubs BEH des Springburge.V.s dazu: VII-A-08663-VSP-01
—Fortsetzung der Férderung des Jugendclubs BEH des Springburg e.V.s

- VII-Ifo-08604-NF-01 — Information Uber aktuelle Schuilerzahlen und
Belegung der Horte im Schuljahr 2022/2023

- VII-Ifo-08469 - Evaluierung und Fortschreibung der Konzeption Frei-
willige Feuerwehr 2022

- VII-Ifo-07523-Ifo-01 — Jahresrtickblick 2022 — Ortschaftsrate, Stadtbe-
zirksbeirate und Jugendparlament/Jugendbeirat

- VII-DS-08044 — Gesamtkonzeption , Landwirtschaft im Stadtgebiet von
Leipzig”: Teil 1, Ausschreibungskriterien und Regeln zur Bereitstellung
von landwirtschaftlichen Nutzflachen der Stadt Leipzig”

- Besprechung Uber die Verwendung der Werbeschilder am ehemaligen
Konsum m

19.08.2023

Sitzung des Grundstiicks-
verkehrsausschusses

Tagesordnung der 6ffentlichen Sitzung 28.08.2023, 17:00 Uhr,
Neues Rathaus, Ratsplenarsaal, Raum 262, Martin-Luther-Ring
4-6, 04109 Leipzig

Er6ffnung und BegriBung

Feststellung der Beschlussfahigkeit

Feststellung der Tagesordnung

Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 03.07.2023

Bekanntgabe von Beschlissen aus nichtéffentlicher Sitzung

Vorlagen

- Esliegen keine Vorlagen vor.

Anfragen, Sonstiges

Beschliisse aus der 69. nichtoffentlichen Sitzung der Vil. Wahl-
periode des Grundstiicksverkehrsausschusses am 05.06.2023
Es wurden keine BeschlUsse gefasst.

Beschliisse aus der 70. 6ffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode
des Grundstiicksverkehrsausschusses am 03.07.2023

Es wurden keine Beschlusse gefasst. m

(Anderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende
des Grundstucksverkehrsausschusses

Sprechzeiten
der Friedensrichter

Schiedsstelle Mitte/Nordost

Sprechtag jeden 3. Di./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum
U 32, Michael Léffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de

Schiedsstelle Ost/Siidost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U
32, Sylvio Muller, Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de

Schiedsstelle Siid/Stidwest

Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32,
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail:
claudia.schaefer@leipzig.de

Schiedsstelle Nordwest/Nord

Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum
U 32, Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-
NWe@t-online.de

Schiedsstelle West/Alt-West

Sprechtag jeden 2. Di./Monat (16.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U
32, Michael Loffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de

Wann hilft die Schiedsstelle?

Beiburgerlichen Rechtsstreitigkeiten Ubervermégensrechtliche Anspru-
che (z.B.Zahlungsanspruche), Uber Nachbar- und Mietrechtsstreitigkei-
ten und Uber Anspruiche wegen Verletzung der persdnlichen Ehre kann
die Schiedsstelle helfend und streitschlichtend tatig werden. Das heift,
die Anrufung der Schiedsstelle bei burgerlichen Streitigkeiten geschieht
freiwillig und ist nicht vorgeschrieben. In solchen Fallen kénnen Sie sich
direkt an die Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort
fachkundige Unterstutzung bei Ihren Anliegen. m
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Stellenausschreibung der Stadt Leipzig

Im Referat SAP der Stadt Leipzig werden stadtweit alle operativen und strategischen SAP-Aufgaben und SAP-Projekte gebiindelt, bearbeitet,
zentral gesteuert und die SAP-Strategie weiterentwickelt. Zum Aufgabenbereich gehort zudem die Betreuung ausgewahlter Vorverfahren. Ein
wesentliches Ziel des Referates ist die Unterstiitzung der Fachbereiche bei gemeinsamen Projekten und der technischen Anbindung an das st4dti-
sche ERP-System. Die zu besetzende Position ist dem Beigeordneten fiir Finanzen, Herrn Biirgermeister Bonew direkt zugeordnet und garantiert

eine verantwortungsvolle Tétigkeit mit groem Gestaltungspotential.

Werden Sie Teil des Leitungsteams im Dezernat Finanzen und helfen uns, die moderne und digitale Verwaltung von morgen mitzugestalten:

Die Stadt Leipzig sucht zum nédchstmoglichen Zeitpunkt eine/einen

Leiterin/Leiter
des Referates SAP (m/w/d)

Das bieten wir:

* Dbei Beschiftigung im Angestelltenverhiltnis: ein einzelvertraglich
geregeltes Entgelt im Rahmen eines variablen Entgeltmodells oder
bei Beschiftigung im Beamtenverhiltnis: nach Mafigabe des Lauf-
bahnrechts sowie bei Vorliegen der personlichen Voraussetzungen
eine Besoldung bis zur Besoldungsgruppe A 16

* vielfdltige Gestaltungs- und Fortbildungsmdoglichkeiten

¢ einen Arbeitsplatzim Herzen einer von hoher Lebensqualitdt sowie

sozialer und kultureller Vielfalt gepridgten Stadt mit tiber 620.000

Einwohnerinnen und Einwohnern

flexible Arbeitszeiten

drei Tage Bildungsférderung im Kalenderjahr

eine zusitzliche betriebliche Altersversorgung fiir Beschiftigte

ein bezuschusstes Job-Ticket fiir den Personennahverkehr

Schwerpunkte der Leitung sind:

* dieLeitung des Referates mit 11 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

* Verantwortung fiir alle zu betreuenden IT-Verfahren

¢ Federfiihrung, Strategieentwicklung und Optimierung vondigitalen,
finanzrelevanten, stadtweiten ERP-Prozessen

¢ Initiieren, Erarbeiten und Umsetzen von Grundsatzentscheidungen
zu strategischen Aufgaben der Digitalisierung der finanzrelevanten
Prozesse und Verfahren fiir die gesamte Stadtverwaltung Leipzig

¢ Leitung und Durchfithrung strategisch wichtiger, stadtweiter,
dezernatsiibergreifender Projekte

* Vertrags- und Auftragsmanagement, Steuerung externer Dienst-
leisterinnen und Dienstleister

Fiir diese Tatigkeit suchen wir eine Personlichkeit, die folgende
Anforderungen erfiillt:

* Hochschulabschluss in der Fachrichtung Informationstechnik und
Digitalisierung, Data Science & Analytics, Digital Business Manage-
ment, Public Administration oder vergleichbare Qualifikation oder
Laufbahnbefidhigung fiir die Laufbahngruppe 2, zweite Einstiegs-
ebene der Fachrichtung Allgemeine Verwaltung oder Finanz- und
Steuerverwaltung

* mindestens zweijdhrige Erfahrung in der Personalfiithrung sowie
in der Steuerung von IT- und/ oder Digitalisierungsprojekten

¢ Erfahrungen und Kompetenzen in der Begleitung von Verande-
rungsprozessen in grofien Organisationen

* abgeschlossene Zusatzqualifikationen bspw. als Projektleiter/-in
sind erwiinscht

* losungsorientierte, kooperative und verbindliche Arbeitsweise

* Durchsetzungsvermogen, Kommunikations- und Entscheidungs-
stirke

* Interesse an der aktiven Forderung von Diversitit in den Arbeits-
teams

* Erfahrung in der Moderation, Konzeption und Steuerung von
Beteiligungs- und Dialogprozessen sowie Veranstaltungen ist er-
wiinscht

Wir freuen uns auf Thre Bewerbung mit:

Bewerbungsschreiben

tabellarischem Lebenslauf

Nachweis iiber die erforderlichen beruflichen Qualifikationen
Kopien von qualifizierten Dienst-/ Arbeitszeugnissen/Beurteilun-
gen

* gegebenenfalls Referenzen bzw. Referenzkontakte

* Bitte lesen Sie vor einer Bewerbung unsere Hinweise zum Stellen-
besetzungsverfahren unter: www .leipzig.de /bewerbungshinweise

Uber den Verfahrensablauf sowie die Auswahl der Leitung des Re-
ferates SAP entscheidet eine Auswahlkommission, die sich aus Ver-
waltungspersonal der Stadt Leipzig sowie Stadtratinnen/Stadtréaten
zusammensetzt. Des Weiteren konnen ggf. externe Fachexpertinnen
und -experten beratend in das Verfahren einbezogen werden. Aus
diesem Grund werden Sie gebeten, Ihrer Bewerbung eine Erklarung
beizuftigen, dass Sie der Einsichtnahme in Ihre Bewerbungsunterla-
gen durch die Auswahlkommission sowie ggf. die Fachexpertinnen/
Fachexperten zustimmen.

Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung die Stellenausschreibungsnummer
22 07/22 xx an und senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an die von
uns beauftragte Personalberatung talents for it. Frau Nancy Riicknagel
stehtIhnen unter 01737475151 oder n.ruecknagel@talentsforit.de gerne
fuir Auskiinfte zur Verfiigung und sichert absolute Vertraulichkeit zu.

Fragenzu den Arbeitsinhalten beantwortet hnen gern der Beigeordnete
fiir Finanzen, Herr Biirgermeister Bonew, den Sie unter der Telefon-
nummer 0341 123-3000 erreichen. Fiir Fragen zum Auswahlverfahren
und denallgemeinen Rahmenbedingungen stehtIhnen die Leiterin des
Personalamtes, Frau Franko, zur Verfiigung. Sie erreichen sie unter
der Telefonnummer 0341 123-2710.

Ausschreibungsschluss ist der 3. September 2023.

Wir freuen uns auf Thre Bewerbung! m
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Ankindigung eines Grenztermins und Bekanntgabe
der Verwaltungsakte durch Offenlegung der Ergebnisse
einer Grenzbestimmung und Abmarkung

Der Offentlich bestellte Vermessungsingenieur Mattias Wende be-
stimmtim Zusammenhang mit einer beantragten Katastervermessung
am Flurstiick 58/t Gemeinde Leipzig, Gemarkung Molkau gemaf3 § 16
Séchsisches Vermessungs- und Katastergesetz (SiachsVermKatG) vom
29. Januar 2008 (SachsGVBL. S. 138, 148), das zuletzt durch Artikel 15
der Verordnung vom 12. April 2021 (SichsGVBI. S. 517) gedndert wor-
den ist, Flurstiicksgrenzen der nachfolgend aufgefiihrten Flurstiicke:

Gemarkung Molkau:
6/a,6/6,58/s,58/t,58/7,58/15.

Die Grenzbestimmung ist ein Verwaltungsverfahren im Sinne des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G). Die Grundstiickseigentiimer
und Inhaber grundstiicksgleicher Rechte sowie deren Verfiigungsbe-
rechtigte und Bevollméchtigte der oben aufgefiihrten Flurstiicke sind
Beteiligteim Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Zur Anhorung
der Beteiligten bei einer Grenzbestimmung ist ein Grenztermin durch-
zufiihren (§ 16 Abs. 3 SachsVermKatG). Der Grenzterminist dieim § 28
des VwVIG vorgesehene Anhérung der Beteiligten zu den entschei-
dungserheblichen Tatsachen. Es besteht keine Pflicht zum Erscheinen.
Der Grenztermin findet am Dienstag, den 04.10.2023 um 10:00 Uhr
in 04316 Leipzig, Engelsdorfer Strafie 92a statt.

Dabei wird Thnen der ermittelte Grenzverlauf an Ort und Stelle er-
lautert und vorgewiesen.

Ich bitte Sie, zum Grenztermin ihren Personalausweis mitzubringen.
Sie konnen sich auch durch einen Bevollméchtigten vertreten lassen.
Dieser muss seinen Personalausweis und eine von Ihnen unterschrie-
bene schriftliche Vollmacht vorlegen.

Ich weise Sie vorsorglich darauf hin, dass auch ohne Ihre Anwesen-
heit oder der Anwesenheit eines von Thnen Bevollméchtigten Ihre
Flurstticksgrenzen bestimmt werden konnen. Aufwendungen, die
durch die Wahrnehmung des Grenztermins entstehen, kénnen nicht
erstattet werden.

Bekanntmachung
des Zweckverbandes
~Erholungsgebiet Kulkwitzer See”

Die Auslegung des Entwurfes der Haushaltssatzung und des Wirt-
schaftsplanes fiir das Haushaltsjahr 2023 erfolgt gemaf3 § 76 der Ge-
meindeordnung des Freistaates Sachsen (SichsGemO) in Verbindung
mit dem § 58 Abs.1 des Sichsischen Gesetzes iiber kommunale Zu-
sammenarbeit (SichsKomZG) in der Zeit vom

21.08. bis 29.08.2023

Die Unterlagen konnen wéhrend der Dienstzeiten der Verbands-
verwaltung in 04207 Leipzig, Seestraie 1, neues Verwaltungs- und
Rezeptionsgebdude eingesehen werden.

Einwendungen kénnen gemif3 § 76 Abs.1 SéchsGemO bis 08.09.2023
erhoben werden und sind in schriftlicher Form einzureichen oder zu
Protokoll zu geben. m

Leipzig, den 05.07.2023
gez. Stitterich
Verbandsvorsitzende ZEG Kulkwitzer See

Allen betroffenen Grundstiickseigentiimer und Inhaber grund-
stiicksgleicher Rechte sowie deren Verfiigungsberechtigte und Be-
vollméchtigte werden die Ergebnisse der Grenzbestimmung und
Abmarkung durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Erméchtigung
zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten auf diesem Wege ergibt sich
aus § 17 Durchfithrungsverordnung zum Sichsischen Vermessungs-
und Katastergesetz vom 6. Juli 2011 (SachsGVBI. S. 271), die zuletzt
durch Artikel 2 der Verordnung vom 25. Januar 2023 (SéchsGVBL S.
37) gedndert worden ist.

Die Ergebnisse liegen ab dem 21.09.2023 bis zum 20.10.2023 in den
Geschiftsraumen des Offentlich bestellten Vermessungsingenieurs
Mattias Wende, Friedrich-Ebert-Strafe 33, 04109 Leipzig, von Montag
bis Donnerstag in der Zeit von 9.00-12.00 und 13.00-16.00 Uhr zur
Einsichtnahme aus.

Um vorherige telefonische Terminvereinbarung wird gebeten. Geméf3
§ 17 Abs. (1) Satz 5 SaichsVermKatGDVO gelten die Ergebnisse der
Grenzbestimmung und Abmarkung ab dem 25.11.2023 als bekannt
gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenzbestimmung und
Abmarkung kénnen die betroffenen Eigentiimer und Inhaber grund-
stiicksgleicher Rechte sowie deren Verfiigungsberechtigte und Be-
vollmichtigte innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwerden
der Bekanntgabe, schriftlich oder zur Niederschrift bei Herrn Mattias
Wende, Offentlich bestellter Vermessungsingenieur, Friedrich-Ebert-
Strafle 33, 04109 Leipzig, Widerspruch einlegen. Die Frist wird auch
dann gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines Monats beim
Landesamt fiir Geobasisinformation Sachsen, Olbrichtplatz 3, 01099

Dresden, eingelegt wird. m
Mattias Wende,
Offentlich bestellter Vermessungsingenieur,
Friedrich-Ebert-Strafie 33, 04109 Leipzig

Absicht zur
Umstufung der Husemannstraf3e
(Teilflache)

Die Stadt Leipzig beabsichtigt, gemafs § 7 Abs. 1 des Séchsischen
Stralengesetzes (SéchsStrG) vom 21. Januar 1993, in der aktuellen
Fassung, die nachstehende Teilfldche der Ortsstrafle unbeschrankt in
einen beschrénkt offentlichen Weg (Fufiginger- und Fahrradverkehr)
umzustufen.

Bezeichnung, Verlauf, ungefihre Linge, StraSenklasse

OT Neustadt-Schonefeld

Husemannstraf$e (Teilfliche), Teilfléche des Flurstiicks 167 Gemarkung
Reudnitz, ab ca. Mitte Hohe Flurstticke 1026 und 1074 jeweils der Ge-
markung Reudnitz bis Reclamstrafle, ca. 50 m, beschrankt 6ffentlicher
Weg (Fuigénger- und Fahrradverkehr).

Die beabsichtigte Umstufung erfolgt auf der Grundlage des § 7 Abs. 1
SéchsStrG.

Hiermit wird die Absicht der Umstufung geméf3 § 7 Abs. 1 SéchsStrG
offentlich bekannt gemacht, um Gelegenheit zu Einwendungen zu
geben. Die Unterlagen liegen 3 Monate bei der Stadt Leipzig, Verkehrs-
und Tiefbauamt, Prager Strafie 118, Haus C, 5. Etage, Zi. 5.033 in 04317
Leipzig zur Einsichtnahme aus. Einsichtnahmen in die Unterlagen
wihrend dieser Zeitsind nur nach vorheriger telefonischer Terminver-
einbarungunter 0341-1237673 an der vorgenannten Anschriftmoglich. m

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Verkehrs- und Tiefbauamt
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Fachforderrichtlinie der Stadt Leipzig
Uber die Foérderung freier kultureller und kiinstlerischer
Projekte und Einrichtungen (Fachférderrichtlinie Kultur)

Beschluss Nr. VII-DS-08190-NF-01 der Ratsversammlung vom 06.07.2023

1. Vorbemerkung

Die Stadt Leipzig verfiigt tiber eine lebendige, vielféltige Freie Kunst-
und Kulturszene. Die Leipziger Bevolkerung wird zugleichjiinger und
alter - kulturell diverser, digital aktiver, aber auch lokal verbundener.
Die Fachférderrichtlinie Kultur setzt den Rahmen zum Erhalt und
zur Weiterentwicklung der kulturellen Vielfalt und Lebendigkeit der
Freien Szene in Leipzig.

Die nachfolgende Richtlinie regelt einerseits das Verfahren bei der
Gewidhrung von Zuwendungen, andererseits wird in ihr festgelegt,
welche Bedingungen und Auflagen dieStadt Leipzig den Zuwendungs-
empfianger/-innen erteilt, um sicherzustellen, dass die 6ffentlichen
Mittel zweckentsprechend verwendet werden.
Zuwendungenkonnennurim Rahmen derim Haushalt bereitgestellten
Mittel und nur fiir

Zwecke gewidhrt werden, die im Interesse der Stadt Leipzig liegen.
Die haushaltsrechtlichen

Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind zu beachten.
Ein Rechtsanspruch

der Antragsteller/-innen auf Gewéhrung einer Zuwendung besteht
nicht. Einmal gewihrte Zuwendungen fithren weder dem Grunde
noch der Hohe nach zu einem Rechtsanspruch auf Forderung in den
Folgejahren.

2. Rechtsgrundlagen

Die Stadt Leipzig fordert kulturelle und kiinstlerische Projekte und

Einrichtungen in freier Trégerschaft im Rahmen der Daseinsvorsorge

fuir die Biirgerinnen und Biirger der Stadt in Anlehnung an

* Rahmenrichtlinie der Stadt Leipzig zur Vergabe von Zuwendungen
an aufSerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen (Zuwendungs-
richtlinie),

* Integriertes Stadtentwicklungskonzept - INSEK Leipzig 2030,

* Gemeindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SdchsGemO),

* Verordnung des Sichsischen Staatsministeriums des Innern tiber
die kommunale

* Haushaltswirtschaftnach den Regeln der Doppik (SichsKomHVO)

* Verordnung des Séchsischen Staatsministeriums des Innern tiber
die kommunale

* Kassen- und Buchfiihrung (SichsKomKBVO),

¢ Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums des
Innern tiber die

* Zuordnungsvorschriften zum Produktrahmen und Kontenrahmen
sowie Muster fiir

* das neue Haushalts- und Rechnungswesen der Kommunen im

Freistaat Sachsen

(VwV KomHSys),

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwV{G),

Abgabenordnung (AO),

Umsatzsteuergesetz (UStG),

Gesetz iiber die Kulturrdume in Sachsen (SachsKRG),

Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni

2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von

Beihilfen mit dem Binnenmarktin Anwendung der Artikel 107 und

108 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union

in der jeweils giiltigen Fassung.

3. Voraussetzungen

3.1. Zuwendungsbegriff

Zuwendungen im Sinne dieser Richtlinie sind zweckgebundene Geld-
leistungen offentlich-rechtlicher Art, die das Kulturamt zur Erfiillung
bestimmter Zwecke, an denen ein erhebliches stadtisches Interesse be-
stehtanStellen aufSerhalb der Stadtverwaltung erbringt, ohne dass der/
die Empféanger/-in vor der Vergabeentscheidung einen dem Grunde
und der Hohe nach bestimmten Rechtsanspruch hat.

3.2 Zuwendungszweck
Gegenstand der Forderung sind offentlich zugéngliche kulturelle und
kiinstlerische Projekte und Einrichtungen in freier Trégerschaft in den

folgenden Bereichen:

Bildende Kunst

Darstellende Kunst

Literatur

Kulturelle Bildung

Musik

Soziokultur

Stadtteilkultur

Stadtgeschichte

* Interdisziplinares.

Die Vergabe der Zuwendungen orientiert sich inhaltlicham Integrierten

Stadtentwicklungskonzept (INSEK) der Stadt Leipzig, naher formuliert

im Fachkonzept Kultur des INSEK.

Ziel der Forderungistes, die Realisierung vonkulturell-kiinstlerischen

Vorhaben zu erméglichen, die beitragen zur

Lebensqualitét durch:

* den Erhalt und die Entwicklung der kulturellen Infrastruktur der
Stadt Leipzig. Dabei soll eine ausgewogene und quartiersnahe
Verteilung der Angebote berticksichtigt werden;

* das Ankniipfen und die Weiterentwicklung lokaler kultureller und
kiinstlerischer Traditionen oder das Aufgreifen aktueller Themen;

* die Wirkung in den Stadtteil, in dem sie verortet sind.

Soziale Stabilitdt schaffen durch:

* die Ermoglichung von kultureller Teilhabe durch alltagsnahe An-
gebote die den Zugang zu Kunst und Kultur erméoglichen,

* die Moglichkeit der Teilnehmer/-innen, selbst kreativ zu werden,

* die Vermittlung und den Austausch tiber unterschiedliche Lebens-
formen, Kulturen oder zwischen den Generationen,

* einen Beitrag zu tolerantem Miteinander, Integration und Chan-
cengleichheit.

International wirksam werden durch:

* die Présentation von Leipziger Kunst und Kultur im nationalen
und internationalen Rahmen und internationale Kooperationen,

* auflnnovationausgerichtete Konzepte (z. B. die Erprobung/Préasen-
tation neuer kiinstlerischer Formate oder neuer Darstellungs- und
Vermittlungsformate).

* Leipzig im Wettbewerb starken durch:

* Dbeispielhafte Kooperations- und Netzwerkprojekte, die Ressourcen
biindeln und die Resilienz der freien Kunst und Kultur starken.

3.3. Sonstige Zuwendungshinweise

Zusitzlichsollen Antragsteller/-innen anstreben ressourcenschonend
undnachhaltigim Sinne der Nachhaltigkeitsziele (im Besonderen Ziele
1,4,5,8,10,12 und 13) der Vereinten Nationen zu handeln.
Geforderte Vorhabensollen fiir alle Menschen zugénglich sein. Barriere-
freie, gleichwertige und selbstbestimmte Nutzbarkeit der kiinstlerischen
bzw. kulturellen Angebote ohne Qualitits- und Informationsverluste
sind durch die Antragsteller/-innen anzustreben.

3.4. Zuwendungsempfinger/-innen

Zuwendungsfihig sind juristische und natiirliche Personen mit Sitz
bzw. Schaffensmittelpunkt in Leipzig, die eigenstindig nichtkom-
merzielle und gemeinwohlorientierte kulturelle oder kiinstlerische
Vorhaben realisieren.

Bei der Bezeichnung der Zuwendungsempfianger/-innen ist der/die
gesetzliche Vertreter/-in anzugeben, wenn es sich um eine juristische
oder nicht rechtsfahige Personenmehrheit handelt.

Einrichtungen, die sich in Tragerschaft der o6ffentlichen Hand be-
finden, kénnen nicht Antragsteller/-innen auf zusitzliche offentliche
Zuwendungen nach dieser Richtlinie sein. Die Zusammenarbeit mit
Einrichtungen der offentlichen Hand schliefit eine Forderung von
zuwendungsfihigen Antragsteller/-innen nicht aus.

Kiinstlerische oder kulturelle Projekte von Antragsteller/-innen, die
nicht in Leipzig anséssig sind, konnen Zuwendungen erhalten, wenn
ihre Vorhaben in stadtischem Interesse sind und das vorhandene
Kulturangebot der Stadt sinnvoll ergénzen. Eine Mitfinanzierung der
jeweiligen Sitzgemeinde der Antragsteller/-innen ist anzustreben.
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Kiinstlerische oder kulturelle Projekte von Antragteller/-innen, die
tiberwiegend auflerhalb der Stadt Leipzig stattfinden, miissen in be-
sonderer Weise geeignet sein, dem Ansehen der Stadt Leipzig zu dienen.
Das Projekt soll wihrend des Bewilligungszeitraums mindestens ein
Mal in Leipzig prasentiert werden. Eine Mitfinanzierung durch den
jeweiligen weiteren Veranstalter/ Veranstaltungsort ist anzustreben.

3.5. Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungen miissen zweckgebunden sein und diirfen nur gewahrt

werden, wenn

* ander Erfiillung der Mafinahme ein Interesse der Stadt Leipzig be-
steht oder gemeinniitzige Ziele verfolgt werden und das Vorhaben
ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang
durchgefiihrt werden kann,

¢ der oder die Antragsteller/-in einen eigenstindigen Beitrag zur
Entwicklung und Pflege der Kunst und Kultur in Leipzig sowie die
Eignung zur Umsetzung des Vorhabens nachvollziehbar darstellt,

e der oder die Antragsteller/-in entsprechend dem Prinzip der
Nachrangigkeit durch angemessene eigene Mittel bzw. Einnahmen
(Mitgliedsbeitrédge, Eintrittsgelder, Teilnahmegebiihrenu. 4.) sowie
eigene Leistungen (Arbeits- und Sachleistungen) einsetzt und sich
um Drittmittel (bei Férderern, Sponsoren, Stiftern, Spendern u. 4.)
nachweislich bemiiht,

¢ diefachlichen Voraussetzungen fiir die geplante Mafinahme erfiillt
werden,

¢ der oder die Antragsteller/-in anhand des Kosten- und Finanzie-
rungsplanes nachweist, dass die Gesamtfinanzierung im Rahmen
der Grundsétze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gesichertist,

¢ dieordnungsgemaifie Geschiftsfiihrung desoder der Antragstellers/-
inaufler Zweifel steht und der Nachweis tiber die Mittelverwendung
gesichert erscheint,

Der Ersatz des eigenen Finanzierungsanteils der Zuwendungsempfan-
ger/-innen durch unbaren Eigenleistungenistnur nach vorheriger sach-
gerechter Bewertung und Anerkennung durch das Kulturamt zuldssig.

Bei Zuwendungen fiir Baumafinahmen und bei Anschaffungen muss
der Empféanger auch in finanzieller Hinsicht die Gewahr fiir eine
ordnungsgemifie Verwendung und Unterhaltung der Anlagen bieten.

Zuwendungen werden grundsatzlich nur fiir kassenméfiige Auszah-
lungen im Haushaltsjahr gewéhrt. In begriindeten Ausnahmefallen
darf die Zuwendung auch fiir Rechnungen verwendet werden, deren
zugrundeliegende Leistung im Haushaltsjahr erbracht wurde und die
bis zum 15. Januar des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres eingegan-
gen sind (Poststempel).

4. Zuwendungs- und Finanzierungsarten
Die Zuwendungen werden gewahrt als

¢ Projektforderung oder

¢ institutionelle Férderung

Vor Bewilligung der Zuwendung priift das Kulturamt, welche Fi-
nanzierungsart unter Berticksichtigung der Interessenlagen der Stadt
Leipzig und des/der Zuwendungsempfangers/-in den Grundsatzen
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit am besten entspricht. Das
Kulturamt hat dabei die Interessen der Stadt Leipzig und des/der
Zuwendungsempfangers/-in gegeneinander abzuwégen. Die Priifung
hat sich vor allem auch darauf zu beziehen, ob der Aufwand fiir die
Erreichung des unter Umstanden zeitlich begrenzten Zweckes nach
Art und Mag erforderlich ist. Unter Beriicksichtigung dieser Gesichts-
punkte ist der Festbetragsfinanzierung Vorrang zu gewéahren.

4.1. Projektforderung

Projektforderung dient der Bezuschussung einzelner abgegrenzter,
offentlich zuganglicher Vorhaben in einem zeitlich definierten Rahmen
und zu einem inhaltlich bezogenen Zweck. Zusitzlich konnen fach-
spezifische Arten der Projektforderung ausgereicht werden. Bei der
Beantragung von fachspezifischen Férderinstrumenten ist die Hand-
reichung zur Kultur-forderung bei der Beantragung zu beachten. Sie
kann im Internet unter www.leipzig.de abgerufen werden.

4.1.1. Finanzierungsart

Projektforderung erfolgt als Festbetrags-, Fehlbedarfs- oder Anteils-
finanzierungauf der Grundlage eines Kosten-und Finanzierungsplans.
4.1.2. Zuwendungsfihige Ausgaben

Grundlage fiir die Zuwendungen sind diejenigen Ausgaben, die not-
wendig fiir das Projektanfallen (zuwendungsfihige Gesamtausgaben).
Zuwendungsfihig sind dabei insbesondere

* Honorar- und Personalausgaben, die in angemessener Hohe ver-
anschlagt werden. Als Richtlinie sind dafiir die Empfehlungen der
entsprechenden Fachverbdnde heranzuziehen.

* Sach-und Honorarausgaben, diein unmittelbarem Zusammenhang
mitdem Vorhaben stehen sowie in begriindeten Fillenauch Ausga-
benfiiraus Anlass dieses Vorhabens eingestellte Mitarbeiter/-innen.

¢ Fahrt- und Ubernachtungskosten, die nach Mafigabe des Séchsi-
schen Reisekostenrechts in der jeweils geltenden Fassung in Ansatz
gebracht werden.

* Ausgaben fiir den Erwerb von Gegenstidnden, wenn diese fiir die
Durchfiihrung des Vorhabens nachweislich notwendig sind, sind
bis zu einem Betrag von 800 € je Gegenstand zuwendungsfihig

Bei der Planung sind die Grundsétze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit zu beachten.

4.1.3.Nicht zuwendungsfihig sind Ausgaben fiir

Vorhaben im Rahmen von Religionsausiibung

Vorhaben im Rahmen der Aus- und Fortbildung

Preisgelder

Benefizveranstaltungen

Représentationskosten

die Herstellung und Vervielfaltigung kommerziell zu vertreibender

Produkte

* allgemeine Vereinszwecke (regelmifiig anfallende Kosten wie
Biiromieten u. 4.)

* Zuwendungen an Mitglieder

* Pauschal aufgefiihrte Kosten

Diese Aufzihlung ist nicht abschliefSend.

4.1.4. Reisekostenzuschiisse

Zur Teilnahme an auflerhalb Leipzigs stattfindenden nichtkommer-
ziellen Festivals und Wettbewerben sowie im Rahmen organisierten
Kiinstler/-innenaustausches, insbesondere mit den Leipziger Partner-
stadten, konnenin Leipzig anséssigen freien Tragern und Einzelkiinst-
lern/-innen auf dem Weg der Projektforderung Reisekostenzuschiisse
nach Mafigabe des Sdchsischen Reisekostenrechts in der jeweils gel-
tenden Fassung gewéhrt werden. Von einer Reisekostenférderung
ausgeschlossen bleibt die Teilnahme an Vorhaben kommerzieller Ver-
anstalter/-innen sowie an Bildungs- und Studienreisen u. & Vorhaben.

4.1.5. Mehrjihrige Projektférderung

Fiir langerfristige Vorhaben kann im Ausnahmefall bei besonderem
stiadtischen Interesse auf Grundlage eines Gesamtkonzeptes eine bis
zu dreijahrige Projektforderung gewéhrt werden.

Vor Beantragung einer mehrjihrigen Projektférderung ist ein Bera-
tungsgesprach im Antragsjahr mit dem Kulturamt der Stadt Leipzig
zu fithren.

Das Projekt ist in Teilprojekte zu untergliedern und jéhrlich neu zu
beantragen und zu bewilligen. Ein Bescheid tiber zwei Jahre ist nur
bei einem Doppelhaushalt moéglich. Der Antrag muss die Kosten- und
Finanzierungsplanefiir diejeweiligen Férderjahre getrenntausweisen.

4.1.6. Forderung im investiven Bereich

Die Zuwendungenim investiven Bereich werdenjuristischen Personen
als Projektférderung gewéhrt. Projektforderung dient der Bezuschus-
sungeinzelner, abgegrenzter Mafinahmen in einem zeitlich definierten
Rahmen und zu einem inhaltlich bezogenen Zweck. Unter Mafsnahmen
sind Investitionen zu verstehen, die sich auf die Beschaffung oder
die Herstellung eines Vermogensgegenstandes beziehen. Sie erfolgt
als Festbetrags- oder Anteilsfinanzierung auf der Grundlage eines
Kosten- und Finanzierungsplans.

Bei Baumafinahmen gelten Planung, Baugrunduntersuchungen,
Grunderwerb und Herrichten des Grundstticks (zum Beispiel Geb&u-
deabbruch, Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie
sind alleiniger Zweck der Zuwendung.

Antragsteller/-innen miissen die Gewihr fiir eine ordnungsgemdfie
Verwendung und Unterhaltung der Anschaffungen oder Anlagen
bieten.

Dem Zuwendungsantrag fiir bauliche MafSnahmen sind - vorbehaltlich
weitergehender Regelungen in den besonderen Forderprogrammen
bzw. Fachforderrichtlinien, die von Dritten ausgereicht werden - fol-
gende Unterlagen beizuftigen:


http://www.leipzig.de

Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig
Ausgabe 15/23 - 19.08.2023

* Planungsunterlagen,

* Vorbescheide oder sonstige Nachweise tiber die baurechtliche
Zulassigkeit,

Kostenermittlung,

Angaben zum vorgesehenen Vergabeverfahren,

Bauzeitplan und Finanzierungsplan,

ggf. weitere Unterlagen.

Die Kosten fiir Baumafinahmen sind als Kostenberechnung nach
DIN 276, ggf. nach Bauabschnitten unterteilt, vorzugsweise nach
Gewerken, zu ermitteln, wobei diejenigen Kosten, fiir die eine Zu-
wendung beantragt wird, gesondert auszuweisen sind. Als Anlage
sind, soweiterforderlich, Kostenaufschliisselungen oder Berechnungen
anderer Art, deren Ergebnisse der Kostenermittlung zugrunde gelegt
wurden, beizuftigen.

Dies gilt entsprechend auch fiir investive Mafsnahmen aufSerhalb von
Baumafinahmen. Auch hier sind ggf. zusétzliche Unterlagen entspre-
chend der Vorgaben bei Forderprogrammen Dritter zu tibergeben.
Grundlagen fiir die Zuwendungen sind diejenigen Ausgaben, die
notwendig fiir die Anschaffung oder bauliche Realisierung der Maf-
nahmeanfallen (zuwendungsfahige Gesamtausgaben). Der Erwerbvon
Gegenstanden/beweglichen Anlagevermogen giltals Investition, wenn
die Aufwendungen dafiir > 800 € je Gegenstand als zuwendungsfihig
anerkannt werden.

4.2. Institutionelle Forderung

Die institutionelle Férderung kann juristischen Personen gewéahrt
werden, die auf kiinstlerischem bzw. kulturellem Gebiet iiber einen
langeren Zeitraum nachweisbar erfolgreich Kultureinrichtungen betrei-
benbzw. kontinuierlich kiinstlerische/kulturelle Angebote entwickeln
und umsetzen, die das vorhandene Kulturspektrum sinnvoll erganzen
und fiir die Stadt Leipzig bedeutsam sind. Als fachspezifisches For-
derinstrument kann eine Basisférderung ausgereicht werden. Bei der
Beantragung von fachspezifischen Férderinstrumenten ist die Hand-
reichung zur Kulturférderung bei der Beantragung zu beachten. Sie
kann im Internet unter www.leipzig.de abgerufen werden.

Voraussetzungen daftir sind:

der Einsatz qualifizierter Fachkrifte,

* die Bereitschaft zu Kooperationen und Netzwerkbildung mit stad-
tischen und anderen Trédgern der Kultur in Leipzig.

* vor der beabsichtigten bei Neubeantragung einer institutionellen
Forderung ist rechtzeitig im Antragsjahr ein Fordergespréach mit
dem Kulturamt zu fithren

Die institutionelle Forderung schliefit grundsitzlich die zusétzliche

Gewidhrungeiner Einzelprojektforderungaus. Vereinzelt kénnen Aus-

nahmen gewihrt werden, wenn an einem zusétzlichen Vorhaben ein

besonderes Interesse der Stadt Leipzig besteht und es dadurch nicht
zu einer Doppelforderung kommt.

4.2.1. Finanzierungsart

Dieinstitutionelle Férderungerfolgtals Festbetrags- oder Fehlbedarfs-
finanzierungauf der Grundlage eines Haushalts- oder Wirtschaftsplans.
Die Festbetragsfinanzierung ist die bevorzugte Finanzierungsform
und kann entweder auf die gesamten zuwendungsfahigen Ausgaben
erfolgen oder auf ausgewdahlte Einzelpositionen davon.

4.2.2. Zuwendungsfihige Ausgaben

Zuwendungsfahigsind insbesondere die Ausgaben, die in Erfiillung der
satzungsgeméflen Aufgaben zur Betreibung einer kiinstlerisch-kulturel-
len Einrichtung bzw. eines kontinuierlichen Kunst- und Kulturangebots
im Rahmen eines Wirtschaftsjahres erforderlich, geschéftstiblich und
unter Beachtung der Grundsitze der Wirtschaftlichkeit und Zweck-
mafigkeit angemessen sind.

Die Personal- und Honorarausgaben sollen in angemessener Hohe
veranschlagt werden. Als Richtlinie sind dafiir die Empfehlungen der
entsprechenden Fachverbande heranzuziehen.

4.2.3. Nicht zuwendungsfihig sind Ausgaben fiir

¢ die Unterhaltung eines oder mehrerer steuerpflichtiger wirtschaft-
licher Geschéftsbetriebe gem. § 64 Abgabenordnung (AO),

¢ Abschreibungen,

¢ Leasing von Fahrzeugen,

* Zinsen und andere Ausgaben fiir selbst in Anspruch genommene
Darlehen,

* Mahngebiihren,

* Mitgliedsbeitrdge jeglicher Art

die Bildung von Riicklagen.

4.2.4. Mehrjihrige Forderung

Bei Vorliegen eines Doppelhaushaltes kann ein Zuwendungsantrag
fiir beide Haushaltsjahre gestellt werden. Der Antrag muss jedoch
Wirtschaftsplane fiir die zwei Forderjahre getrennt ausweisen.

4.2.5. Zuwendungsvertrag

Inbegriindeten Féllen kann ausnahmsweise aufgrund eines stadtischen
Interesses fiir ein dementsprechend tragfahiges Vorhaben zweckge-
bunden eine institutionelle Férderung durch den Abschluss eines Zu-
wendungsvertrags zwischen der Stadt und einem freien Trager gewéahrt
werden. Voraussetzung ist, dass sich der Tréger in einer mehrjihrigen
Phase der stadtischen Forderung als inhaltlich geeignet, wirtschaftlich
zuverldssig und sein Angebot als erfolgreich erwiesen haben. Es gelten
sinngemaf die Vorschriften wie fiir Bescheide.

5. Antragsverfahren

5.1. Antragstellung

Zuwendungen werden grundsitzlich nur auf einen begriindeten und
mitdennotwendigen Unterlagen versehenenschriftlichen oder digital
uber das im Einsatz befindliche Serviceportal des Freistaates Sachsen
zur Antragstellung eingereichten Antrag hin gewéhrt. Antrédge sind
unterzeichnetan die Stadt Leipzig/Kulturamt zu richten oder mitelD-,
Elster- oder Bund-ID-Authentifizierung digital einzureichen. Dabei ist
das vom Kulturamt bereitgestellte Antragsformular in seiner jeweils
aktuellsten Form unter www.leipzig.de bzw. der behordliche digitale
Antragsservice zu verwenden.

Wenn Antrége fiir dasselbe Vorhaben bzw. die gleiche Einrichtung
bei mehreren Fachdmtern gestellt werden, besteht die Verpflichtung,
die jeweiligen Fachdmter zur Vermeidung einer Doppelforderung
dariiber in Kenntnis zu setzen.

Haben Zuwendungsempfanger/-innenfiir ihre Institution oder fiir ein
Vorhaben Zuwendungen von dritter Seite beantragt oder erhalten, so
ist dies im Antragsformular aufzufiihren.

Im Antrag ist zu erkldren, ob Antragsteller/-innen allgemein oder
fiir das betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach §15 UStG
berechtigt sind. Ist dies der Fall, so haben Antragsteller/-innen die
sich ergebenden Vorteile auszuweisen und bei der Ermittlung der
zuwendungsfihigen Aufwendungen abzusetzen.

Zuwendungen werden zukunftsbezogen bewilligt, um einen bestimm-
ten Zweck zu erfiillen. Eine Forderung bereits begonnener oder durch-
gefiihrter Projekteist grundsatzlichnicht zuldssig. Antragsteller/-innen
haben mit Antragsstellung zu erklaren, dass mit der Mafsnahme noch
nicht begonnen wurde.

Der Vorhabenbeginn ohne gesonderte Antragstellung ist bei Projekt-
forderung ab dem Tag der Antragstellung (Eingang bei der Behorde)
zugelassen. Hieraus leitet sich kein Anspruch auf eine Férderung ab.
Die Nachfinanzierung von bereits begonnenen oder durchgefiihrten
Projekten ist grundsétzlich nicht moglich.

5.2. Antragsfristen

Institutionelle Férderung:

Antragefiir dieinstitutionelle Forderung miissen bis zum 01.09. des vor-
hergehenden Haushaltsjahres (Posteingang im Kulturamt) vorliegen.
Projektférderung:

Antrége fiir Projekte des Folgejahres miissen bis zum 30.09. des vor-
hergehenden Haushaltsjahres (Posteingang im Kulturamt) vorliegen.
Projekte im investiven Bereich fiir das Folgejahr sollen bis zum 15.11.
vorliegen.

Projekte, die im zweiten Halbjahr des laufenden Haushaltsjahres
stattfinden und bis zum 30.09. des vorhergehenden Haushaltsjahres
nicht beantragt werden konnten, konnen bis zum 01.03. des laufenden
Haushaltsjahres (Posteingang im Kulturamt) beantragt werden.
Griinde fiir eine Beantragung zum 01.03. kénnen sein, dass Projekte
zum 30.09. nochnicht beantragungsreif und / oder Férdermittelantrage
bei Dritten noch nicht bewilligt waren. Die Griinde sind im Antrag
nachvollziehbar darzustellen.

Zur Forderung der Antrage zum 01.03. wird eine Summe aus dem
jeweiligen Forderjahr zurtickgestellt. Als Rechengrofie dient die Hohe
der Projektforderung des jeweiligen Vorjahres. Davon werden 10 Pro-
zent als Ansatz ermittelt.

Im Zusammenhang mit zusétzlichen Férderprogrammen, die unter-
jahrig aufgelegt und bewilligt werden, kénnen Antrdge auch nach
dem 30.09. des vorhergehenden Haushaltsjahres gestellt werden. Die
Programme werden in geeigneter Form bekanntgegeben. Gleichzeitig
dazu ergeht eine Aufforderung durch das Kulturamt. Der Prozess der
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Beantragung, Bewilligung und Abrechnungentspricht dieser Richtlinie.
Fiir alle Zuwendungsarten gilt, dass nicht fristwahrend eingegangene
Antrége fiir das Zuwendungsverfahren nicht berticksichtigt werden
konnen. Ausgenommen von dieser Regelung sind Kleinprojekte mit
Gesamtaufwendungen bis max. 2.000 € und Programmen, die unter-
jahrig aufgelegt und bewilligt werden.

6. Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehorde entscheidet aufgrund ihres pflichtgeméfien
Ermessens im Rahmen der verftigbaren Haushaltsmittel.

Fiir die Vergabe der Kulturfordermittel ist die Entscheidungsbefugnis
auf das Kulturamt tibertragen, welches im Benehmen mit dem Fach-
ausschuss Kultur handelt.

Durch das Kulturamt wird fiir die institutionelle Férderung ein Ver-
waltungsvorschlag erarbeitet. Bei der Erarbeitung des Verwaltungs-
vorschlags fiir die Projektférderung und die fachspezifischen Forder-
instrumente zieht das Kulturamt Fachbeirdte hinzu, mit denen die
Forderpriorititen festgelegt werden. Dem Gremium gehorenjeweils an:
* Experten/innen fiir das jeweilige Fachgebiet

* Vertreter/-innen von Fachverbanden und Interessensvertretungen
Ausgenommen von der Behandlung im Fachbeirat sind unterjdhrige
Kleinprojekte mit Gesamtaufwendungen bis max. 2.000 € sowie Projekte
im investiven Bereich.

Die Bewilligung einer Zuwendung erfolgt durch schriftlichen Zuwen-
dungsbescheid oder durch den Abschluss eines tffentlich-rechtlichen
Zuwendungsvertrages.

Im Zuwendungsbescheid wird festgelegt, nach welcher Finanzierungs-
art gefordert wird. Die férderfihigen Ausgaben sowie gegebenenfalls
nicht forderfihige Einzelpositionen werden genau bezeichnet. Kann
die beantragte Zuwendung nicht in voller beantragter Hohe gewahrt
werden, haben Zuwendungsempfianger/-innen unverziiglich einen ge-
dndertenbzw. angepassten Kosten- und Finanzierungsplan vorzulegen.
Bestandteil des Zuwendungsbescheides bzw. Zuwendungsvertrages
sind die Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest) sowie bei Rele-
vanz die Baufachlichen Nebenbestimmungen (NBest-Bau), die Auf-
lagen und Bedingungen im Sinne des § 36 VwV{G sowie notwendige
Erlduterungen enthalten. Die Beachtung ist verpflichtend und im
Rahmen des Verwendungsnachweises zu bestétigen.

Liegt zu Beginn eines neuen Haushaltsjahres noch kein rechtskréftiger
Haushalt vor, werden Zuwendungen vorldufig gewéhrt, um eine be-
darfsgerechte Bereitstellung an die Zuwendungsempfinger/-innen
zu ermoglichen. Hierzu ergeht ein vorlaufiger Zuwendungsbescheid.

7. Auszahlungsverfahren

Die bewilligte Zuwendung darf erst nach Bestandskraft (Ablauf der
Rechtsbehelfsfrist) des Zuwendungsbescheides angefordert und aus-
gezahlt werden.

Die Auszahlung erfolgt im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel
generell auf Anforderung.

Ein Teilwiderspruch gegen nicht bewilligte Antragsbestandteile be-
hindert die Bestandskraft des bewilligten Teiles nicht. Verzichten
Zuwendungsempfinger/-innen schriftlich auf die Einlegung eines
Rechtsbehelfs, fiihrt dies zur vorzeitigen Bestandskraft des Zuwen-
dungsbescheides. Ein entsprechendes Muster fiir eine Verzichtserkla-
rung ist in der Anlage II beigefiigt.

Projektforderung;:

Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden,
als sie fiir fallige Zahlungen im Rahmen des Verwendungszweckes
benstigt wird. Die ausgezahlten Betrége miissen innerhalb von sechs
Monaten ausgegeben werden.

Institutionelle Férderung:

Die Auszahlung erfolgt quartalsweise. In Ausnahmefillen des drin-
genden Bedarfs zur Sicherung des Fortbestehens von Einrichtungen
einschliefllich der Weiterbeschiéftigung der Mitarbeiter kénnen
Abschlagszahlungen auf schriftlichen und begriindeten Antrag hin
wihrend der vorldufigen Haushaltsfithrung ausgezahlt werden.

8. Nachweisverfahren

8.1. Verwendungsnachweis

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Zuwen-

dung legen die Zuwendungsempfinger/-innen dem Kulturamt einen

Verwendungsnachweis (Anlage III) vor. Dieser besteht weiter aus

einem Sachbericht und einem zahlenmafligen Nachweis.

* Derzahlenméfiige Nachweis der Einnahmen und Ausgaben besteht
bei derinstitutionellen Férderung aus der Jahresrechnung bzw. dem
Jahresabschluss entsprechend der Gliederung des Wirtschaftsplanes.

* Bei der Projektférderung aus einer summarischen Darstellung

der Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des
Kosten- und Finanzierungsplans. (Anlage III.1 bei institutioneller
Forderung, Anlage III.2 bei Projektforderung, Anlage III.3 bei Pro-
jektforderung (investiv)).
ImSachberichtsind die Verwendung der Zuwendung sowie daserzielte
Ergebnis und seine Auswirkungen darzustellen und im Einzelnen zu
erldutern. Tatigkeits-, Geschifts-, Abschluss- und Priifungsberichte,
etwaige Verodffentlichungen und dergleichen sind ggf. beizufiigen.
Der zahlenmifSige Nachweis kann bei einer institutionellen Férderung,
die sich nur auf einzelne Sparten der Institution bezieht, auf den ge-
forderten Bereich begrenzt werden.
Dem Verwendungsnachweis sind digitale Belege oder die Originalbe-
lege (Einzahlungs- und Auszahlungsbelege) tiber die Einzelzahlungen
und die Vertrége tiber die Vergabe von Auftridgen beizufiigen. Die
Belege miissen so aufgeschliisselt werden, dass sie priiffungsfahig
sind. Ausgaben, die unzureichend nachgewiesen sind, kénnen nicht
anerkannt werden.
Bei institutioneller Forderung ist die Vorlage des letzten Jahresab-
schlusses (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung) bzw. der letzten
Jahresrechnung erforderlich. Im Verwendungsnachweis ist zu besta-
tigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und
sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Biichern und
Belegen tiibereinstimmen.
Das Kulturamt und das Rechnungspriifungsamt der Stadt Leipzig
sind berechtigt, Biicher, digitale sowie Originalbelege oder sonstige
Geschiftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwen-
dung durch értliche Erhebung zu priifen oder durch Beauftragte priifen
zu lassen. Zuwendungsempfinger/-innen haben die erforderlichen
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskiinfte zu erteilen.

8.2. Einfaches Verfahren

Fiir Zuwendungen bis einschliefdlich 15.000 Euro bei Einfachférderung
ist unabhéngig von der Zuwendungs- und Finanzierungsart ein ein-
faches Verfahren moglich, bei Mischférderung bis zu einer Gesamt-
fordersumme von einschliefSlich 15.000 Euro. Die einzureichenden
Unterlagen bestimmen sich nach Punkt 10.1. Auf die Vorlage der
Buicher und Belege wird dagegen verzichtet. Das Recht der Nach-
forderung bzw. Einsichtnahme und Priifung ist davon nicht bertihrt.
Der einfache Verwendungsnachweis ist durch einen Kassenpriifer der
Zuwendungsempfinger/-innen (Verbiande, Vereine) oder ggf. durch
eine eigene Priifungseinrichtung zu bestétigen.

Sofern andere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts eine Prii-
fung durchfiihren, gentigt der Nachweis dieses Priifungsergebnisses.
Die Entscheidung tiber die Zulassung des einfachen Verwendungs-
nachweises ergeht im Zuwendungsbescheid.

8.3. Vorlagefrist

Der vollstindige Verwendungsnachweis ist

* bei Projektforderung drei Monate nach Beendigung bzw. Fer-
tigstellung der Mafinahme, spétestens jedoch bis zum 31.03. des
Folgejahres,

* Dbeiinstitutioneller Férderung spétestens sechs Monate nach Ablauf
des Bewilligungszeitraumes

* dem Kulturamt unaufgefordert vorzulegen. In Ausnahmefsllen
kann das Kulturamt die Vorlagefrist auf begriindeten Antrag der
Zuwendungsempfianger/innen verlangern.

8.4. Zwischennachweis

Ist die Zuwendung tiber den Zeitraum eines Doppelhaushaltes ge-
wiéhrt worden, ist der Grundsatz der Jihrlichkeit zu beachten. In den
Zuwendungsbescheiden ist ggf. festzulegen, dass die Auszahlung der
Zuwendung erst nach Vorlage eines Zwischennachweises (Anlage
IV) erfolgt. Auf die Vorlage der Biicher und Belege wird verzichtet.

8.5. Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfinger/innen

Zuwendungsempfinger/-innen sind verpflichtet, dem Fachamt un-

verziiglich Sachverhalte anzuzeigen, wenn

* nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans bzw. Finan-
zierungsplanes weitere Zuwendungen fiir denselben Zweck bei
anderen Stellen beantragt oder bewilligt werden,

¢ sich eine Ermifligung der Gesamtausgaben oder eine Anderung
der Finanzierung ergibt,

* der Verwendungszweck oder sonstige fiir die Bewilligung der
Zuwendung mafigebliche Umstidnde sich &ndern oder wegfallen,

* sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

* die ausgezahlten Betrdge nicht innerhalb von sechs Monaten nach
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Auszahlung verbraucht werden konnen, soweit die Auszahlung
der Zuwendung nicht nach festen Zeitpunkten bestimmt wurde,

¢ Gegenstdnde nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck
genutzt bzw. nicht mehr benotigt werden,

* es bei der Durchfithrung der Mafinahme terminliche Verschie-
bungen gibt,

¢ sich die Organisationsstruktur &@ndert,

¢ einlnsolvenzverfahrenvonbzw.gegendie Zuwendungsempfinger/ -
innen beantragt oder eroffnet wird.

9. Riickforderungen und Verzinsung

Das Kulturamt kann einen Zuwendungsbescheid mit Wirkung auch
fiir die Vergangenheit ganz oder teilweise zurticknehmen oder wider-
rufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden
ist, zurtickfordern. Die zu erstattende Leistung wird durch schriftlichen
Bescheid festgesetzt.

10. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

10.1. Veroffentlichungen

Veroffentlichungen, die sich auf das geférderte Projekt oder die ge-
forderte Einrichtung beziehen, miissen Hinweise auf die Férderung
durch die Stadt Leipzig, Kulturamt, enthalten.

Entsprechend Ratsbeschluss RBV-1286/12 werden alle Zuwendungen
der Stadt Leipzig an aufserhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen
jahrlich im Zuwendungsbericht unter Einhaltung der festgelegten

datenschutzrechtlichen Bestimmungen erfasst und verosffentlicht.
Die Fachforderrichtlinie Kultur und diejeweils aktuellen Antrags- und
Verwendungsnachweisformulare werden im Internetportal der Stadt
Leipzig veroffentlicht.

10.2. Ubergangsregelung

Forderverfahren, die vor Inkrafttreten dieser Richtlinie durch Antrag-
stellung férmlich eingeleitet worden sind, werden nach der bisher
geltenden Forderrichtlinie abgeschlossen.

Die in Punkt 5.2 geregelten Antragstermine finden ab dem 1. Antrags-
verfahren fiir 2025 Anwendung.

11. Inkrafttreten

Die Fachforderrichtlinie Kultur tritt mit Beschlussfassung der Ratsver-
sammlung am 6.7.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die ,Richtlinie der
Stadt Leipzig tiber die Forderung freier kultureller und kiinstlerischer
Projekte und Einrichtungen”, Nr. VI-DS-03996 vom 21.06.2017 aufier
Kraft. m

Leipzig, 7.7.2023

Burkhard Jung
Oberbiirgermeister

Hinweis: Die Anlagen finden Sie auf www.leipzig.de .

Freistellung von Bahnbetriebszwecken fiir Fldchen
in Leipzig Zentrum-Nord und Zentrum-Ost

Mit Bescheid der Landesdirektion Sachsen vom 27.07.2023 wird das
Flursttick 2828/2 der Stadt Leipzig, Gemarkung Leipzig gemaf3 § 23
Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) von Bahnbetriebszwecken frei-
gestellt (siehe kartenméflige Darstellung):

Diese Flichen sind fiir den Eisenbahnbetrieb nicht mehr erforderlich.
Durch die Freistellung endet die Eigenschaft als Betriebsanlage der
Eisenbahn. Die Fliachen werden aus dem eisenbahnrechtlichen Fach-
planungsprivileg des Eisenbahn-Bundesamtes entlassen und gehenin
die Planungshoheit der Stadt Leipzig tiber. Sie unterliegen ab diesem
Zeitpunkt ausschliefslich dem allgemeinen Bauplanungsrecht und
somit der kommunalen Zustandigkeit.

Auskiinfte erteilt das Stadtplanungsamt, Tel. 0341 123-49 48. m

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich der Freistellungsflache in Leipzig Zentrum-Nord und Zen-
trum-Ost (fett umrandet)
Kartengrundlage: Amt fur Geoinformation und Bodenordnung
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Satzung lber ein besonderes Vorkaufsrecht
fur das Gebiet ,,Gerichtsweg/Taubchenweg”,
Leipzig-Sudost

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat in ihrer Sitzung am
05.07.2023 die Satzung iiber ein besonderes Vorkaufsrecht fiir das
Gebiet ,Gerichtsweg/Taubchenweg” beschlossen.

Der Beschluss ist im Stadtplanungsamt niedergelegt und kann zu den
unten genannten Zeiten kostenlos fiir die Dauer von zwei Wochen
eingesehen werden.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft.

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich in Leipzig Stidost,
im Ortsteil Reudnitz-Thonberg zwischen Frommannstrafie, Crusius-
strafle, Taubchenweg und Gerichtsweg (entsprechend kartenméfiger
Darstellung).

Zur Sicherung einer geordneten stiddtebaulichen Entwicklung steht
der Stadt Leipzig nach Mafigabe des § 25 BauGB ein Vorkaufsrecht
an bebauten und unbebauten Grundstiicken im Geltungsbereich der
Satzung zu.

Die Satzung und die Begriindung dazu kénnen im Stadtplanungsamt,
Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498
wihrend der Dienststunden

Mo./Mi. 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do. 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr. 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

einsehen und tiber den Inhalt Auskunft verlangt werden.

Die Satzung ist auch im Internet {iber das Ratsinformationssystem
der Stadt Leipzig abrufbar unter https://ratsinformation.leipzig.de
(Vorlage Nr. VII-DS-08143).

Rechtsbehelf:

Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine nach § 214 Abs. 1 beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften
unbeachtlich, wenn sie nichtinnerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegentiber der Stadt Leipzig unter Darlegung des
die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht wordenist.

Auf die Moglichkeit der Beantragung einer Entschddigung nach § 44
Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie § 43 Abs. 2 Satz 1 BauGB wird hingewiesen.

Der hier gegebene Hinweis auf Rechtsfolgen nach dem BauGB hat kei-
nen Einfluss auf bestehende Riickiibertragungs bzw. Entschddigungs-
anspriiche nach dem Gesetz zur Regelung offener Vermogensfragen.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 4 Absatz 4 der Ge-
meindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SachsGemO) Satzungen,
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang
an giiltig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzungen, dieGenehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Oberbiirgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

]
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Geltungsbereich der Satzung Uber ein besonderes Vorkaufsrecht fur das
Gebiet , Gerichtsweg/Taubchenweg” (fett umrandet)
Kartengrundlage: Amt fur Geoinformation und Bodenordnung

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehorde den Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegeniiber
der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 der SichsGemO geltend
gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. m

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt
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Bebauungsplan Nr. 392 ,,Wilhelm-Leuschner-Platz”,
Leipzig-Mitte
Satzungsbeschluss

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat in ihrer Sitzung am
05.07.2023 den Bebauungsplan Nr. 392 ,Wilhelm-Leuschner-Platz”
beschlossen (Beschlussvorlage Nr. VII-DS-08179). Dieser Beschluss
wird hiermit bekannt gemacht. Er ist im Stadtplanungsamt nieder-
gelegt und kann wie unten angegeben kostenlos fiir die Dauer von
zwei Wochen eingesehen werden.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig-Mitte, im Ortsteil Zentrum-
Stid zwischen Rofiplatz, Griinewaldstrafle, WindmiihlenstrafSe und
Peterssteinweg (entsprechend kartenméfliger Darstellung).

Der Bebauungsplan ist bauplanungsrechtliche Voraussetzung zur
Entwicklung des Areals als ein lebendiges Stadtquartier mit unter-
schiedlichen Kerngebiets-, Biiro-, Einzelhandels- und Dienstleistungs-
nutzungen.

Der Bebauungsplan und die Begriindung sowie die zusammenfassende
Erkldrung kénnen im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 wihrend der Dienststunden

Mo./Mi. 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do. 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr. 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

eingesehen und iiber den Inhalt Auskunft verlangt werden. Die zu-
sammenfassende Erklarung beinhaltet, wie die Umweltbelange, die
Ergebnisse der Beteiligungsprozesse und anderweitige Planungsmog-
lichkeiten beim Zustandekommen des Plans berticksichtigt wurden.

Die genannten Unterlagen sind auch im Internet tiber das Ratsinforma-
tionssystem der Stadt Leipzig unter https:/ /ratsinformation.leipzig.
de (Vorlage Nr. VII-DS-08179) einsehbar.

Rechtsbehelf:

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich:

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eineunter Berticksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung
der Vorschriften tiber das Verhiltnis des Bebauungsplans und des
Flachennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Méngel des Abwé&gungsvor-

angs,

wergm §ie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung

schriftlich gegentiber der Stadt Leipzig unter Darlegung des die Ver-

letzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB
tiber die fristgeméafle Geltendmachung etwaiger Entschadigungsan-
spriiche fiir Eingriffe in eine bisher zulédssige Nutzung durch diesen
Plan und tber das Erloschen von Entschddigungsanspriichen wird
hingewiesen.

Diehier gegebenen Hinweise auf Rechtsfolgen nach dem BauGB haben
keinen Einfluss auf bestehende Riickiibertragungsanspriiche bzw.
Entschadigungsanspriiche nach dem Gesetz zur Regelung offener
Vermogensfragen.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 4 Abs. 4 der Ge-
meindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SichsGemO) Satzungen,
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang
an giiltig zustande gekommen gelten.
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Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 392 ,Wilhelm-Leuschner-Platz”
(fett umrandet)
Kartengrundlage: Amt fur Geoinformation und Bodenordnung

Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften iiber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Oberbiirgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsbehérde den Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegeniiber
der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 oder 4 der SiachsGemO
geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. m

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt
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Bebauungsplan Nr. 472 , Klinikum und Stadtquartier
St. Georg, Delitzscher StraB3e”,
Leipzig-Nord — Aufstellungsbeschluss
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Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 472 ,Klinikum und Stadtquartier St. Georg, Delitzscher StraBBe”,

(fett umrandet).

Kartengrundlage: Amt fur Geoinformation und Bodenordnung

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 05.07.2023 die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 472 , Klinikum und Stadtquartier St.
Georg, Delitzscher Strafse” nach § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB)
beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht (§ 2 Abs.
1 Satz 2 BauGB). Er ist im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-
Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 niedergelegt und kann
wihrend der Dienststunden

Mo./Mi. 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do. 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr. 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

fiir die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden, er ist
auch im Internet tiber das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig
abrufbar unter https:/ /ratsinformation.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-
DS-07374).

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 472 befindet sich in Leipzig
Nord, in den Ortsteilen Eutritzsch und Wiederitzsch, westlich der
Delitzscher Strafse zwischen Nordliche Rietzschke und Virchowstrafie
(entsprechend kartenmifBiger Darstellung).

Aufgrund von Prozessen der Modernisierung, Standortkonzentration
und Nachverdichtung wird der 6stliche Teil des Klinikareals nicht
mebhr fiir den Krankenhausbetrieb benétigt. Die Stadt Leipzig beab-
sichtigt, dieses Gebiet zu einem nutzungsgemischten Stadtquartier zu
entwickeln, wofiir die Aufstellung des Bebauungsplanes bauplanungs-
rechtliche Grundlage bildet. m

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig
Ausgabe 15/23 - 19.08.2023

12

Satzung liber eine Verdanderungssperre
fir den Bebauungsplan Nr. 477 ,Wohnquartiere 6stlich
der ZollschuppenstraBBe”, Leipzig-Sidwest

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat in ihrer Sitzung vom
05.07.2023 die Satzung iiber eine Verdnderungssperre fiir den Bebau-
ungsplan Nr. 477 ,Wohnquartiere ostlich der Zollschuppenstrafse”
beschlossen. Am 13.10.2022 wurde der Beschluss tiber die Aufstellung
des Bebauungsplans Nr. 477 gefasst und am 15.10.2022 im Leipziger
Amtsblatt bekanntgemacht.

Der Beschluss iiber die Verdnderungssperre ist im Stadtplanungsamt
niedergelegt und kann an unten angegebener Stelle kostenlos fiir die
Dauer von zwei Wochen eingesehen werden.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft.

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich in Leipzig-Stidwest,
im Ortsteil Plagwitz zwischen Naumburger Strafse, Klingenstrafle,
Markranstadter Strae und Zollschuppenstrafle (geméfs kartenméfliger
Darstellung).

Zur Sicherung der Planung diirfen im raumlichen Geltungsbereich
dieser Satzung Vorhaben im Sinne des § 29 Baugesetzbuch (BauGB)
nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
sowie erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verdnderungen von
Grundstiicken und baulichen Anlagen, deren Verdanderungen nicht
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-
genommen werden.

Die Satzung kann im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-Lu-
ther-Ring 4 -6,04109 Leipzig, Zimmer 498 wahrend der Dienststunden

Mo./Mi. 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do. 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr. 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

eingesehen und iiber den Inhalt Auskunft verlangt werden.

Die Satzung ist auch im Internet {iber das Ratsinformationssystem
der Stadt Leipzig abrufbar unter https://ratsinformation.leipzig.de
(Vorlage Nr. VII-DS-08495).

Rechtsbehelf:

Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine nach § 214 Abs. 1 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften
unbeachtlich, wenn sie nichtinnerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegentiber der Stadt Leipzig unter Darlegung des
die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht wordenist.

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB tiber die
Geltendmachung etwaiger Entschadigungsanspriiche fiir eingetretene
Vermogensnachteile durch die Verdnderungssperre nach § 18 BauGB
und des § 18 Abs. 3 BauGB tiber das Erléschen der Entschddigungs-
anspriiche bei nicht fristgemafler Geltendmachung wird hingewiesen.

Auf die Moglichkeit der Beantragung einer Entschidigung nach § 44
Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie § 43 Abs. 2 Satz 1 BauGB wird hingewiesen.

Der hier gegebene Hinweis auf Rechtsfolgen nach dem BauGB hat kei-
nen Einfluss auf bestehende Riickiibertragungs bzw. Entschadigungs-
anspriiche nach dem Gesetz zur Regelung offener Vermogensfragen.

Geltungsbereich der Veranderungssperre fur den Bebauungsplan Nr. 477
~Wohnquartiere 6stlich der ZollschuppenstraBe” (fett umrandet)
Kartengrundlage: Amt fur Geoinformation und Bodenordnung

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 4 Absatz 4 der Ge-
meindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SdachsGemO) Satzungen,
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang
an giiltig zustande gekommen gelten.

Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Oberbiirgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Absatz 4 Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehorde den Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegeniiber
der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach § 4 Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 oder 4 der SachsGe-
mO geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. m

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt
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Planfeststellungsverfahren fiir das Vorhaben
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH
~VolbedingstraBe zwischen Mockauer- und ZeumerstraBBe”

Die Landesdirektion Sachsen fiihrt auf Antrag der Leipziger Ver-
kehrsbetriebe (LVB) GmbH fiir das oben genannte Vorhaben das
Planfeststellungsverfahren nach Personenbeférderungsgesetzes durch.

Die Unterlagen haben in der Zeit vom 9. Januar 2023 bis einschliefSlich
8. Februar 2023 im Stadtplanungsamt der Stadtverwaltung Leipzig
offentlich ausgelegen.

Gegenstand der Baumafinahme ist auch der Aus- und Umbau der
Gleisschleife auf Hohe der Haltestelle VolbedingstrafSe. Da fiir die
Gleisschleife die Versickerung des Oberflichenwassers iiber eine
Mulde vorgesehen ist, wurde seitens der Planfeststellungsbehoérde
(Landesdirektion Sachsen) die Erstellung eines wasserrechtlichen
Fachbeitrages gefordert.

Dieser Fachbeitrag ,Fachgutachten nach Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL)” liegt in der Zeit

vom 28. August 2023 bis einschliefilich 27. September 2023

in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadt-
planungsamt, Zimmer 498 zu den Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00
Uhr, Di./Do. 8.00-16.00 Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr zur allgemeinen Ein-
sichtnahme aus.

Des Weiteren sind die Bekanntmachung sowie das Fachgutachten
wihrend des vorgenannten Zeitraums auch auf der Internetseite der
Landesdirektion Sachsen unter https:/ /www.lds.sachsen.de/bekannt-
machung (Rubrik Infrastruktur - StrafSfenbahnen) einsehbar.

1. Jederkannbisspitestens zwei Wochennach Ablauf der Auslegungs-
frist - bis einschlief3lich 11. Oktober 2023 - bei der Landesdirektion
Sachsen (Postanschrift: Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz)
oder der Dienststellein Leipzig, Braustrafie 2,04107 Leipzig, bzw. bei
derStadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, Einwendungen
gegen das Gutachten schriftlich oder miindlich zur Niederschrift
erheben.

Einwendungen kénnen auch elektronisch, aber nur mit einer quali-
fizierten elektronischenSignatur unter der E-Mail-Adresse post@lds.
sachsen.de erhoben werden; Einwendungen, die nur elektronisch
iibermittelt werden (z. B. E-Mail ohne qualifizierte elektronische
Signatur), sind unwirksam und bleiben daher unberticksichtigt.
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das
Maf seiner Beeintréachtigung erkennen lassen. Nach Ablauf dieser
AuBerungsfristsind fiir das Verfahren iiber die Zuldssigkeit des Vor-
habensalle Auierungen, die nichtauf besonderen privatrechtlichen
Titeln beruhen, fiir dieses Verwaltungsverfahren ausgeschlossen
(§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVIG).

2. Dieseortsiibliche Bekanntmachung dientauch der Benachrichtigung
der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwWV{G in Verbindung
mit§1Satz1SachsVwVEZG vonder Auslegung des Fachgutachtens.

Datenschutzhinweise gemifl Artikel 13 und 14 der Datenschutz-
Grundverordnung

Bei der Abgabe von Stellungnahmen und Auferungen oder der Er-
hebung von Einwendungen stellen sie der Landesdirektion Sachsen
Personenbezogene Daten zur Verfiigung. Die Landesdirektion Sachsen
erhebt solche Daten auch bei Meldebehorden, Grundbuchdmtern und
im Handelsregister. Diese Daten werden von der Landesdirektion
Sachsen in Erfiillung ihrer Aufgaben geméfS den geltenden Bestim-
mungen zum Datenschutz verarbeitet. Die Daten werden der Vorha-
bentrigerin tibermittelt. Die entsprechenden datenschutzrechtlichen
Informationen nach Artikel 13 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 14 Abs. 1
und 2 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), insbesondere
welche Rechte Ihnen diesbeziiglich zustehen, erfahren Sie unter dem
folgenden Link: https: / /www.lds.sachsen.de/datenschutz (->Unter-
lagen -> Planfeststellungsverfahren Infrastruktur).

Der behordliche Datenschutzbeauftragte der Landesdirektion Sachsen
ist wie folgt erreichbar: Datenschutzbeauftragter der Landesdirektion
Sachsen, 09105 Chemnitz; E-Mail: datenschutz@lds.sachsen.de; Tele-
fon: +49 371/532-0. m

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Planfeststellung fiir das Bauvorhaben
Ausbaustrecke Karlsruhe - Stuttgart — Nirnberg - Leipzig/Dresden
Abschnitt Gaschwitz (e) — Béhlen (e), 5. Bauabschnitt (Waldbahn)
Bahnhof Markkleeberg West einschlieBlich StraBeniiberfiihrung Koburger StraBBe
km 5,170 - km 6,700 Strecke 6379 Leipzig-Plagwitz - Gaschwitz
in den Stadten Leipzig und Markkleeberg

Der Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom
10.07.2023 (Az.521ppw/ 021-2021#025) liegt mit einer Ausfertigung des
festgestellten Planes (einschliefilich der Rechtsbehelfsbelehrung) in der
Zeitvom 28.08.2023 bis 11.09.2023 in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus,
Martin-Luther-Ring 4-6, Stadtplanungsamt, Zimmer 498, 04109 Leip-
zig wahrend der Dienststunden zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Der Planfeststellungsbeschluss und der festgestellte Plan kénnennach
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 0351 4 24 31 20 auch
beim Eisenbahn-Bundesamt, Aufienstelle Dresden, August-Bebel-

Strafle 10, 01219 Dresden, eingesehen werden. Der Planfeststellungs-
beschluss und der festgestellte Plan werden auch im Internet (www.
eisenbahn-bundesamt.de/anhoerung) veroffentlicht.

Mit dem Ende der gesetzlichen Auslegungsfrist von zwei Wochen gilt
der Beschluss den Betroffenen gegeniiber, an die keine personliche
Zustellung erfolgt ist, als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungs-
verfahrensgesetz). m

Stadtplanungsamt
i. A. des Eisenbahn-Bundesamtes
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Planfeststellungsverfahren fiir das Vorhaben
~Ersatzneubau Georg-Schwarz-Briicken einschlieBlich
Umbau Am Ritterschlé6Bchen”

Die Stadt Leipzig, Verkehrs- und Tiefbauamt, hat fiir das Vorhaben
,Ersatzneubau Georg-Schwarz-Briicken einschliefllich Am Ritter-
schléfichen” die Durchfiihrung des Planfeststellungsverfahrens nach
dem Séchsischen Straflengesetz (SachsStrG) beantragt.

Die Stadt Leipzig beabsichtigt den Ersatzneubau der beiden Briicken-
bauwerke im Zuge der Georg-Schwarz-StrafSe tiber die Anlagen der
Deutschen Bahn AG. In diesem Zusammenhang ist die komplette Um-
gestaltung des Doppelknotens Leipziger Strafle/ Am Ritterschlofschen/
Heinrich-Heine-Strale und Ludwig-Hupfeld-Straie/ Georg-Schwarz-
Strafle geplant. Des Weiteren ist der Umbau der StraSe Am Ritter-
schléfichen sowie des sich unmittelbar anschlieSfenden Abschnittes der
Gustav-Esche-StrafSe mit der Erneuerung der Briicke ,, Am Forsthaus”
tiber den Bauerngraben vorgesehen.

In Verbindung mit dem StrafSenbauvorhaben ist seitens der Leipziger
Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH die Erneuerung der Straflenbahn-
betriebsanlagen in der Georg-Schwarz-Strafie und Leipziger Strafie
vorgesehen. Zudem wird die bestehende Haltestelle ,S-Bahnhof
Leutzsch” der StrafSenbahnlinie 7 zwischen den neu zu errichtenden
Briickenbauwerken als barrierefreie Inselhaltestelle in den Strafien-
korper errichtet.

Ein weiterer Bestandteil des Gesamtvorhabens ist seitens der LVB
der Neu- bzw. Umbau der Wendeschleife an der Philipp-Reis-Stra-
3e sowie seitens der Stadt Leipzig die Integration einer Park & Ride
Anlage in dieser.

Die fiir die StrafSenbahnverkehrsanlage im Zuge der Georg-Schwarz-
StrafSe und den Um- bzw. Neubau der Wendeschleife im Auftrag der
LVB erstellten Unterlagen sind Bestandteil der Planungsunterlagen.
Die Planungsinhalte sind als Gesamtbaumafinahme fiir den StrafSenbau
bzw. fiir die Straflenbetriebsanlagen jeweils nachrichtlich dargestellt
und integriert.

Fiir den Ersatzneubau Georg-Schwarz-Briicken einschliefllich Um-
bau Am Ritterschl6fichen wird Grunderwerb, fiir die Realisierung
landschaftspflegerischer Mafinahmen, fiir spétere Wegerechte sowie
fiir eine Regenwassereinleitstelle werden Grunddienstbarkeiten zu
Gunsten des Strafsenbaulasttrégers erforderlich.

Fiir das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung gemédfl § 5 des Gesetzes tiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1,
Anlage 1 Nr. 2c des Gesetzes tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung
im Freistaat Sachsen (SachsUVPG).

Der Vorhabentrager hat die nachfolgenden entscheidungserheblichen
Unterlagen tiber die Umweltauswirkungen des Vorhabens vorgelegt

II\JI:terlag € Bezeichnung der Unterlage

Teil A Vorhabensbeschreibung

1 Erlduterungsbericht mit Anlagen (UVP-Bericht)
Teil B Planteil

2 Ubersichtskarte

3 Ubersichtslageplan

4 Ubersichtshohenplan

5 Lageplédne

6 Hohenpléane

7 Lagepldne Larmschutzmafinahmen

8 Lagepldne der Entwésserungsmafinahmen
9 Landschaftspflegerische Mafinahmen

10 Grunderwerb

II\JI:terlag € Bezeichnung der Unterlage

11 Regelungsverzeichnis

12 Widmung/Umstufung/Einziehung

Teil C Untersuchungen, weitere Pline, Skizzen

14 Ermittlung Belastungsklasse/StrafSenquerschnitte

15 Bauwerksplane

16 Sonstige Plane

17 Immissionstechnische Untersuchungen

18 Wassertechnische Untersuchungen

19 Umweltfachliche Untersuchungen

191 Landschaftspflegerischer Begleitplan

19' 2 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
’ FFH-Vertraglichkeitspriifung ,Leipziger Auen-

19.3 u

19.4 system

195 FFH-Vertraglichkeitspriifung , Leipziger Auwald”
’ Umweltvertraglichkeitsstudie

20 Geotechnische Untersuchungen (informativ)

21 Sonstige Gutachten (informativ)

Teil D Nachweise

22 Verkehrsqualitit (informativ)

23 Verkehrssicherheit (Informativ)

Der Plan (Zeichnungen und Erlduterungen) liegt in der Zeit
vom 28. August 2023 bis 27. September 2023

in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadt-
planungsamt, Zimmer 498 zu den Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00
Uhr, Di./Do. 8.00-16.00 Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr zur allgemeinen Ein-
sichtnahme aus.

Die Bekanntmachung sowie die Antragsunterlagen sind wéhrend des
vorgenannten Zeitraums auch auf der Internetseite der Landesdirek-
tion Sachsen unter https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
(Rubrik Infrastruktur - Gemeindestrafien, sonstige 6ffentliche Strafien)
einsehbar.

Des Weiteren werden der Inhalt der vorliegenden Bekanntmachung

nach § 19 Abs. 1 UVPG und die nach § 19 Abs. 2 UVPG auszulegenden

Unterlagen im UVP-Portal unter https:/ /www.uvp-verbund.de/ zu-

géanglich gemacht. Das UVP-Portal entspricht den Anforderungen des

§ 27a VwVI{G. Mafigeblich ist der Inhalt der ausgelegten Unterlagen

(§ 20 Abs. 2 Satz 2 UVPG, § 27a Abs. 1 Satz 4 VWVIG).

Dariiber hinaus sind die entscheidungserheblichen Unterlagen gemaf3

den Bestimmungen des Sachsischen Umweltinformationsgesetzes

(SachsUIG) in der Landesdirektion Sachsen, Referat 32, Braustrafle 2.

04107 Leipzig, auf Antrag zugénglich.

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben beriihrt werden, kann
bis spitestens einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist - bis
einschliefilich 27. Oktober 2023 - bei der Landesdirektion Sachsen
(Postanschrift: Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz) oder der
Dienststelle in Leipzig, Braustrafle 2, 04107 Leipzig, bzw. bei der
Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, Einwendungen
gegenden Plan schriftlich oder miindlich zur Niederschrift erheben.
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Einwendungen kénnen auch elektronisch, aber nur mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur unter der E-Mail-Adresse post@Ids.
sachsen.de erhoben werden; Einwendungen, die nur elektronisch
tibermittelt werden (z. B. E-Mail ohne qualifizierte elektronische
Signatur), sind unwirksam und bleiben daher unberticksichtigt.
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maf3
seiner Beeintrachtigung erkennen lassen.

Nach Ablauf dieser Auerungsfrist sind fiir das Verfahren iiber
die Zulassigkeit des Vorhabens alle Auferungen, die nicht auf
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, fiir dieses Verwal-
tungsverfahren ausgeschlossen § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG). Die
Auferungsfrist gilt auch fiir solche Einwendungen, die sich nicht
auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen, § 21 Abs.
5UVPG.

Bei Einwendungen bzw. Auﬁerungen, die von mehr als 50 Per-
sonen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form verviel-
faltigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichférmige
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein
Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der
tibrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls kénnen diese
Einwendungen unberticksichtigt bleiben.

2. Dieseortstibliche Bekanntmachung dientauch der Benachrichtigung
der Vereinigungennach § 39 Abs. 3 Satz 2 SachsStrG in Verbindung
mit § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVI{G.

3. Nach § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG in Verbindung mit § 73As. 6 VwV{G
ist fiir Auerungen nach § 21 UVPG ein Erérterungstermin durch-
zufiihren. Die Anhérungsbehorde kann auf eine Erérterung der
rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen ver-
zichten (§ 39 Abs. 4 SéchsStrG).

Findet ein Erdrterungstermin statt, wird er ortsiiblich bekannt ge-
macht werden.

Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben,
Auflerungen vorgebracht oder Stellungnahmen abgegeben haben,
von dem Termin gesondert benachrichtigt. Bei gleichférmigen
Einwendungen gilt diese Regelung fiir den Vertreter [§ 17 VWVIG
in Verbindung mit § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung des Ver-
waltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts fiir
den Freistaat Sachsen (SichsVwVfZG)].

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so kénnen sie
durch offentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Vertretung durch einen Bevollméchtigten ist moglich. Die
Bevollméchtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen, die zu den Akten der Anhorungsbehorde zu geben ist. Bei
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erorterungstermin kann auch
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhérungsverfahren ist mit Ab-
schluss des Erorterungstermins beendet.

Der Erorterungstermin ist nicht 6ffentlich.

4. DurchEinsichtnahmein die Planunterlagen, Erhebung von Einwen-
dungen, Vorbringen von Auferungen oder Abgabe von Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erérterungstermin oder Vertreterbestellung
entstehende Kosten werden nicht erstattet.

5. Entschiddigungsanspriiche, soweit tiber sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem
Erorterungstermin, sondernin einem gesonderten Entschidigungs-
verfahren behandelt.
6. Uber die AuBerungen, Einwendungen und Stellungnahmen wird
nach Abschluss des Anhérungsverfahrens durch die Planfest-
stellungsbehérde (Landesdirektion Sachsen) entschieden. Die
Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die
Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben
haben, kann durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden,
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.
7. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschran-
kungen nach § 24 SichsStrG und die Verdnderungssperre nach
§ 40 SéchsStrG in Kraft. Dartiber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt
dem Tréger der Stralenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan
betroffenen Flidchen zu (§ 40 Abs. 1 Satz 3 SichsStrG).
8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, dass
a) diefiirdas Verfahrenund fiir die Entscheidung tiber die Zuléssig-
keit des Vorhabens die Landesdirektion Sachsen die zustdndige
Behorde ist;

b) tiber die Zulassigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbe-
schluss entschieden wird;

c) dass mit den ausgelegten Planunterlagen ein UVP-Bericht nach
§ 16 UVPG vorgelegt wurde;

d) dass die Anhérung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die
Einbeziehung der Offentlichkeit zu den Umweltauswirkungen
des Vorhabens gemif § 18 UVPG ist.

Datenschutzhinweise

Bei der Abgabe von Stellungnahmen und Auferungen oder der Er-
hebung von Einwendungen stellen sie der Landesdirektion Sachsen
Personenbezogene Daten zur Verfiigung. Die Landesdirektion Sachsen
erhebt solche Daten auch bei Meldebehorden, Grundbuchdmtern und
im Handelsregister. Diese Daten werden von der Landesdirektion
Sachsen in Erfiillung ihrer Aufgaben gemifS den geltenden Bestim-
mungen zum Datenschutz verarbeitet. Die Daten werden dem Vor-
habentriger (Landesamt fiir Stralenbau und Verkehr) tibermittelt.
Die entsprechenden datenschutzrechtlichen Informationen nach
Artikel 13 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 14 Abs. 1 und 2 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO), insbesondere welche Rechte Thnen
diesbeztiglich zustehen, erfahren Sie unter dem folgenden Link:
https:/ /www.lds.sachsen.de/datenschutz (-> Unterlagen -> Plan-
feststellungsverfahren Infrastruktur). Der behérdliche Datenschutz-
beauftragte der Landesdirektion Sachsen ist wie folgt erreichbar:
Datenschutzbeauftragter der LandesdirektionSachsen, 09105 Chemnitz;
E-Mail: datenschutz@lds.sachsen.de; Telefon: +49 371/532-0. m

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen
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Feststellung des Jahresabschlusses 2021
des Kommunalen Eigenbetriebes Leipzig/Engelsdorf

Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 17.05.2023 den Jahres-
abschluss fiir das Wirtschaftsjahr 2021 festgestellt.

Entsprechend § 34 Absatz 1 der Séchsischen Eigenbetriebsverordnung
(SéchsEigBVO) in der Fassung vom 10.12.2018 stellt der Stadtrat den
Jahresabschluss fest und beschliefit dabei tiber die Verwendung des
Jahresgewinnes oder die Behandlung des Jahresverlustes des Eigenbe-
triebes und iiber die Entlastung der Betriebsleitung. Grundlage fiir die
Feststellung des Jahresabschlusses bilden die Priifungsergebnisse der
Wirtschaftspriifungsgesellschaftund der Bericht der 6rtlichen Priifung.

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2021 in der Fassung vom 08.04.2022
(Anlage 2) wird festgestellt:

Bilanzsumme 3.273.305,05 €

Aktiva Passiva

Anlagevermogen  197.054,81 € Eigenkapital 931.020,79 €

Umlaufvermogen 3.069.26852€ - Stammkapital 25.564,00 €

Rechnungs-

abgrenzungsposten ~ 6.981,72€ - Kapitalriicklage 291.436,37 €
- Gewinnrticklagen  583.151,52 €
- Gewinnvortrag

Vorjahre 1.454,05€

- Jahresiiberschuss 29.414,85 €
Sonderposten fiir
Zuweisungen 192.346,50 €
Riickstellungen 83.637,76 €
Verbindlichkeiten 1.588.502,14 €
Rechnungs-
abgrenzungsposten  477.797,86 €

Summe der

Ertrége 8.505.661,02 €

Summe der

Aufwendungen  8.476.246,17 €

Jahresverlust 29.414,85€

2. Der Jahrestiberschuss in Hohe von EUR 29.414,85 wird dem stadti-
schen Haushalt tiber eine Mittelweiterleitung zur Verfligung gestellt.
Die Mittel werden dem Kommunalen Eigenbetrieb Leipzig/Engels-
dorfin 2023 zweckgebunden fiir Personal- und Sachaufwendungen
zur Verfiigung gestellt

3. Der Betriebsleitung wird fiir das Wirtschaftsjahr 01.01.2021 bis
31.12.2021 Entlastung erteilt.

Von der , Ebner Stolz GmbH und Co. KG Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft” wird folgender Bestitigungsver-
merk erteilt, der da lautet:

,Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalen Eigenbetriebs Leip-
zig/Engelsdorf, Leipzig, bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember
2021 und der Gewinnund Verlustrechnung fiir das Wirtschaftsjahr vom
1.Januar biszum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschliefslich
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - gepriift.
Dartiber hinaus haben wir den Lagebericht des Kommunalen Eigen-
betriebs Leipzig/Engelsdorf, Leipzig, fiir das Wirtschaftsjahr vom 1.
Januar bis zum 31. Dezember 2021 gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen
Erkenntnisse

* entspricht der beigefiigte Jahresabschluss in allen wesentlichen
Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen i. V. m. den einschligigen deutschen, fiir grofie
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsétze ord-
nungsméfiiger Buchfiithrung ein den tatsichlichen Verhéltnissen
entsprechendes Bild der Vermogens- und Finanzlage des Eigen-
betriebs zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage fiir das
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und

* vermittelt der beigefiigte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der zukiinftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemaf § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklédren wir, dass unsere Priifung
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsméfiigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fiir die Priifungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts
in Ubereinstimmung mit § 317 HGB ff. HGB in Verbindung mit § 32
SéchsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsdtze ordnungsméfiiger Ab-
schlusspriifung durchgefiihrt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsitzen ist im Abschnitt , Verantwortung des
Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts” unseres Bestitigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind von dem Eigenbetrieb unabhingig in Ubereinstimmung mit den
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung
mit diesen Anforderungen erfuillt. Wir sind der Auffassung, dass die
vonuns erlangten Priiffungsnachweise ausreichend und geeignetsind,
umals Grundlage fiir unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung des Betriebsleiters fiir den Jahresabschluss und den Lagebericht

Der Betriebsleiter ist verantwortlich fiir die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des
Freistaates Sachsen i. V. m. den einschldgigen deutschen, fiir grofie
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafiir, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ordnungsméfiiger
Buchfiihrung ein den tatsdchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild
der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.
Ferner ist der Betriebsleiter verantwortlich fiir die internen Kontrollen,
dieer in Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsitzen ordnungs-
maifiger Buchfithrungals notwendig bestimmthat, um die Aufstellung
eines Jahresabschlusses zu ermoglichen, der frei von wesentlichen
- beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschusses ist der Betriebsleiter dafiir
verantwortlich, die Fahigkeit des Eigenbetriebs zur Fortfithrung der
Unternehmenstatigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfithrung
der Unternehmenstétigkeit, sofern einschlégig, anzugeben. Dartiber
hinaus ist er dafiir verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortfithrung der Unternehmenstitigkeit zu
bilanzieren, sofern dem nicht tatséchliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Aufierdem ist der Betriebsleiter verantwortlich fiir die Aufstellung des
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Freistaates Sachsen entspricht und die Chancen und
Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist
der Betriebsleiter verantwortlich fiir die Vorkehrungen und Mafsnah-
men (Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung
eines Lageberichts in Ubereinstimmung mit den anzuwendenden
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Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen
zu ermoglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise fiir die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu kénnen.

Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzungist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
berichtinsgesamtein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs
vermittelt sowieinallen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss
sowie mit den bei der Priifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates
Sachsen und den einschligigen deutschen, fiir grofle Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und
die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestitigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Priifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mafd an Sicherheit, aber keine
Garantie dafiir, dass eine in Ubereinstimmung mit § 317 HGB und
§ 32 SachsEig BVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
priifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsétze ordnungsmaéfiger
Abschlusspriifung durchgefiihrte Priifung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen konnen aus Ver-
stolen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn verniinftigerweise erwartet werden konnte, dass sie
einzeln oderinsgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Waihrend der Priifung tiben wir pflichtgeméfles Ermessen aus und
bewahren eine kritische Grundhaltung. Dartiiber hinaus

* identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - be-
absichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und fiihren Priifungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Priifungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage fiir unsere Priifungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei
Verstoflenhoher als bei Unrichtigkeiten, da Verstofie betriigerisches
Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstindigkeiten,
irrefithrende Darstellungen bzw. das Auflerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen.

* gewinnen wir ein Verstindnis von dem fiir die Priifung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den fiir
die Priifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maf3-
nahmen, um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umstidnden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein
Priifungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs
abzugeben.

* beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Betriebsleiter an-
gewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit

der von dem Betriebsleiter dargestellten geschitzten Werte und
damit zusammenhéngenden Angaben.

* ziehen wir Schlussfolgerungen tiber die Angemessenheit des von
dem Betriebsleiter angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortfiihrung der Unternehmenstitigkeit sowie, auf der Grundlage
der erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fihigkeit des Eigenbetriebs zur
Fortfithrung der Unternehmenstatigkeit aufwerfen kénnen. Falls
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestdtigungsvermerk auf die
dazugehorigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen
sind, unser jeweiliges Priifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum
unseres Bestdtigungsvermerks erlangten Priifungsnachweise.
Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten konnen jedoch dazu
fithren, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstitigkeit nicht
mehr fortfithren kann.

* Deurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt
des Jahresabschlusses einschliefllich der Angaben sowie ob der
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschéftsvorfille und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsitze ordnungsmafsiger Buchfithrung ein den
tatsdchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermogens-,
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

* beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

e fithren wir Priifungshandlungen zu den von dem Betriebsleiter
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch.
Auf Basis ausreichender geeigneter Priifungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von
dem Betriebsleiter zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmennach
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenstindiges Priifungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches
unvermeidbares Risiko, dass kiinftige Ereignisse wesentlich von
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erértern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen unter
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Priifung
sowie bedeutsame Priifungsfeststellungen, einschlieflich etwaiger
Méngel im Internen Kontrollsystem, die wir wéhrend unserer Priifung
feststellen.”

Hinweise zur 6ffentlichen Auslage:

Der Jahresabschluss 2021 und der Lagebericht 2021 liegen vom
21.08.2023 bis 01.09.2023 (Montag bis Donnerstag in der Zeit von 9.00
bis 15.00 Uhr und am Freitag in der Zeit von 9.00 bis 13.00 Uhr) im
Kommunalen Eigenbetrieb Leipzig/Engelsdorf, Holzhduser Str. 72 in
04299 Leipzig offentlich aus. m

Offentlicher Hinweis
zur Félligkeit der Grund- und Gewerbesteuer

Alle Eigentiimer/-innen von Grundbesitz und alle Gewerbesteuer-
pflichtigen werden auf die Filligkeit der Steuern am 15. August 2023
hingewiesen. Die Steuer ist rechtzeitig unter Angabe des entspre-
chenden Buchungszeichens im Verwendungszweck der Zahlung zu
tiberweisen.

DieStadt Leipzig verschickt Grundsteuerbescheidenurnoch bei Ande-
rungen. Diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid
fir das Jahr 2023 erhielten, haben in der gleichen Weise Grundsteuer
zu entrichten, wie im letzten iibersandten Steuerbescheid geregelt.
Die Steuerfestsetzung erfolgte zum Jahresbeginn per offentlicher
Bekanntmachung im Amtsblatt.

Bei einem Eigenttimerwechsel ist zu beachten, dass der ehemalige
Eigenttimer nach den rechtlichen Bestimmungen fiir die rechtzeitige

und vollstandige Entrichtung der Grundsteuer verantwortlich bleibt,
bis er einen Bescheid erhilt, aus dem das Ende der Steuerpflicht
hervorgeht.

Fiir regelmiflig zu zahlende Abgaben empfiehlt die Stadtkasse die
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats. Damit erfolgt der Einzug
immer piinktlich zur Flligkeit der Steuerforderung. So muss man
die Terminiiberwachung nicht selbst tibernehmen, spart sich den
Aufwand fiir die Uberweisung und kann verhindern, dass man in
Verzug geriit.

Das Formular kann tiber www.leipzig.de, Suchbegriff: ,SEPA” ab-
gerufen oder bei der Stadtkasse angefordert werden.

Fiir Ruckfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen der Stadtkasse
gern zur Verfiigung. m
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Interessenbekundungsverfahren fiir
eine Einrichtung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit
im Ortsteil Mockern (Planungsraum Nord)

Zum 1. November 2023 beabsichtigt die Stadt Leipzig die Umsetzung
der Mafinahme , Offene Kinder- und Jugendarbeitin Méckern” gemafs
§ 11 Abs. 2 SGB VIII im Planungsraum Nord durch einen Trager der
freien Jugendhilfe.

Die Mafinahme soll in Mockern, einem Schwerpunktraum gemaf
Integrierter Kinder- und Jugendhilfeplanung der Stadt Leipzig, vor-
gehalten werden. Es stehen im Ortsteil Mockern bislang keine Rdum-
lichkeiten zur Verftigung. Diese sind durch den beauftragten Trager
der Mafinahme zu finden.

Die Ziele und Aufgaben einer erfolgreichen Umsetzung der Mafinahme
sind dem , Fachstandard Offene Kinder- und Jugendarbeit” (PDF 285
KB) und den Handlungsempfehlungen der , Integrierten Kinder- und
Jugendhilfeplanung der Stadt Leipzig” (PDF 12,3 MB) (Beschluss des
Stadtrates Nummer VII-DS-01168-NF-01 vom 22.07.2021) sowie des
Integrierten Stadtentwicklungskonzept , Leipzig2030” (,, INESK”) (Be-
schluss des Stadtrates Nummer VI-DS-04159-NF-01 vom 31.05.2018)
zu entnehmen und in der Interessenbekundung auszufiihren.

Besonders zu berticksichtigen sind inhaltliche Untersetzungen zu den
Themenfeldern: Lebenswelt- und Sozialraumorientierung, Partizipa-
tion, Vielfalt der Geschlechter und Férderung der Teilhabe von jungen
Menschen mit und ohne Behinderung sowie Methodenvielfalt. Des
Weiteren soll der Aspekt der Gemeinwesenorientierung sowie die
aktive Teilnahme an den Gremien Planungsraum-Arbeitskreis Nord
und Facharbeitskreis Offene Kinder- und Jugendarbeit zur Umsetzung
der Integrierten Kinder- und Jugendhilfeplanung konzeptionell be-
schrieben werden.

Fiir die Realisierung der Mafinahme wird der Einsatz von Fachkraften
(gemaB § 72 SGB VIII und Vorgabe im , Fachstandard fiir Offene Kin-
der-und Jugendarbeit der Stadt Leipzig” (PDF 285 KB)) vorausgesetzt.
Es sollte eine Offnungszeit des Offenen Bereichs von mindestens 24
Stunden pro Woche an mindestens vier Tagen realisiert werden. Die
Offnungszeit eines Offenen Freizeittreffs ist grundsatzlich am Bedarf
der Zielgruppe ausgerichtet und wird von mindestens zwei Fachkréften
gleichzeitig sichergestellt.

Fiir die Umsetzung steht nach Forderbeschluss des Jugendhilfeaus-
schusses der Stadt Leipzig vom 27.03.2023 im Haushaltjahr 2023 eine
Gesamtfordersumme von 85.206,97 Euro und 80 Wochenstunden fiir
Fachkréfte sowie im Haushaltjahr 2024 eine Gesamtférdersumme von
163.383,76 Euro und 80 Wochenstunden fiir Fachkrafte zur Verfiigung.
Gemif3 Punkt 4.3.1 der unten genannten Fachforderrichtlinie hat der
Zuwendungsempfingerin der Regel mindestens5 % der zuwendungs-
fahigen Gesamtausgaben als Eigenanteil zu erbringen. Grundsitzlich

ist der Einsatz aller eigenen Mittel vorrangig gegentiber dem Einsatz
der Zuwendung.

Mafinahmelaufzeit: ab 1.11.2023 bis 31.12.2024

Fiir diekommenden Haushaltsjahre 2025/ 26 ist eine separate Antrags-
stellung zum 1. August 2024 notwendig.

Grundlage der Férderungist die Fachférderrichtlinie der Stadt Leipzig
tiber die Férderung von Trigern der freien Jugendhilfe fiir Leistungen
der Jugendarbeit und allgemeinen Forderung der Erziehung in der
Familie geméf3 §§ 11 bis 14 und 16 SGB VIII (Elektronisches Amtsblatt
der Stadt Leipzig 14/2023, Seite 13 ff.).

Der Tréger bekundet sein Interesse mit dem Einreichen einer Inte-
ressenbekundung. Hierfiir sind die reguldren Antragsunterlagen
fur Mafinahmen der Kinder- und Jugendférderung zu nutzen. Die
Formulare stehen hier zum Download bereit: https:/ /www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung /aemter-und-behoerdengaenge /
behoerden-und-dienstleistungen/ dienststelle / kinder-und-jugendfo-
erderung-5131bzw.sind diese tiber die Mailadressejugendfoerderung@
leipzig.de abzufordern.

Zu verwenden sind die

* Anlage 1: Antrag Zuwendung inkl. Anhénge und

* Anlage 6: Raster Qualifizierter Antrag der oben genannten Fach-
forderrichtlinie.

Die Beschlussfassung erfolgt durch den Jugendhilfeausschuss nach
Beratung der Findungskommission.

Die Angebote sind bis zum 12.09.2023 zu richten an:

Stadt Leipzig

Amt fiir Jugend und Familie

Abteilung Jugendhilfe

Hausanschrift: PerlickstrafSe 6,04103 Leipzig (zur Fristwahrungist der
Fristenbriefkasten am Neuen Rathaus zu nutzen)

Die Umschldge sind mit dem Hinweis , Unterlagen Interessenbekun-
dungsverfahren - Nicht 6ffnen” zu versehen.
Bitte senden Sie die Unterlagen ebenfalls per E-Mail an jugendfoer-

derung@leipzig.de

Informationen zur Ausschreibung erteilt Frau Bittner unter Tel. 0341
1234350 und janina.bittner@leipzig.de m



https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Publikationen/Integrierte_Kinder-und_Jugendhilfeplanung_Leipzig.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Publikationen/Integrierte_Kinder-und_Jugendhilfeplanung_Leipzig.pdf
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/vo020?VOLFDNR=1008421&refresh=false
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
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Interessenbekundungsverfahren fiir eine Einrichtung
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit im
Ortsteil Probstheida (Planungsraum Ost/Silidost)

Zum 1. Januar 2024 beabsichtigt die Stadt Leipzig die Umsetzung der
Mafinahme ,Offene Kinder- und Jugendarbeit in Probstheida” gemaf3
§11 Abs.2SGB VIIIim Planungsraum Ost/Stidost durch einen Trager
der freien Jugendhilfe.

Der Standort der Einrichtung befindet sich in der Franzosenallee
23, 04289 Leipzig.

Die Ziele und Aufgaben einer erfolgreichen Umsetzung der Maf-
nahme sind dem ,, Fachstandard Offene Kinder- und Jugendarbeit”
(PDF 285 KB) und den Handlungsempfehlungen der ,Integrierten
Kinder-und Jugendhilfeplanung derStadt Leipzig” (PDF 12,3 MB) (Be-
schluss des Stadtrates Nummer VII-DS-01168-NF-01 vom 22.07.2021)
sowie des Integrierten Stadtentwicklungskonzept ,Leipzig 2030“
(,INESK”) (Beschluss des Stadtrates Nummer VI-DS-04159-NF-01
vom 31.05.2018) zu entnehmen und in der Interessenbekundung
auszufiihren.

Besonders zu beriicksichtigen sind inhaltliche Untersetzungen zu
den Themenfeldern: Lebenswelt- und Sozialraumorientierung, Par-
tizipation, Vielfalt der Geschlechter und Férderung der Teilhabe von
jungenMenschenmitund ohne Behinderungsowie Methodenvielfalt.
Des Weiteren soll der Aspekt der Gemeinwesenorientierung sowie
die aktive Teilnahme an den Gremien Planungsraum-Arbeitskreis
Ost/Stidost und Facharbeitskreis Offene Kinder- und Jugendarbeit
zur Umsetzung der Integrierten Kinder- und Jugendhilfeplanung
konzeptionell beschrieben werden.

Aufgrund der Riickgabe der Mafinahme durch den bisherigen Tréager,
wird fiir die Umsetzung der Mafinahme ein neuer Tréger der freien
Jugendhilfe gesucht.

Fiir die Realisierung der Mainahme wird der Einsatz von Fach-
kriften (gemafl § 72 SGB VIII und Vorgabe im ,Fachstandard fiir
Offene Kinder- und Jugendarbeit der Stadt Leipzig”(PDF 285 KB))
vorausgesetzt. Es sollte eine Offnungszeit des Offenen Bereichs
von mindestens 24 Stunden pro Woche an mindestens vier Tagen
realisiert werden. Die Offnungszeit eines Offenen Freizeittreffs ist
grundsitzlich am Bedarf der Zielgruppe ausgerichtet und wird von
mindestens zwei Fachkriften sichergestellt.

Es steht ein Objekt mit folgenden Raumen zur Verfiigung: Grofler
Saal (ca. 130m?), Computerkabinett (ca. 17 m?), Gruppenraum (ca. 30
m?), Kiiche (ca. 10 m?) und einer Werkstatt im Keller (ca. 10 m?). Das
Objekt verfiigt tiber einen AufSenbereich (ca. 1.300 m?) und Frei- und
Spielflidche (ca. 1.000 m?), der ebenfalls zur Angebotsgestaltung ge-
nutzt werden kann.

Fiir die Umsetzung steht nach Férderbeschluss des Jugendhilfeaus-
schusses der Stadt Leipzig im Haushaltjahr 2024 eine Gesamtforder-
summe von 140.536,42 Euro und 76 Wochenstunden fiir Fachkrafte
zur Verfligung.

Die Miet- und Betriebskosten in Hoéhe von etwa 30.000,00 Euro pro
Jahr sind Bestandteil der Forderung.

Gemaifs Punkt 4.3.1 der unten genannten Fachférderrichtlinie hat
der Zuwendungsempfanger in der Regel mindestens 5 % der zu-
wendungsfihigen Gesamtausgaben als Eigenanteil zu erbringen.
Grundsitzlich ist der Einsatz aller eigenen Mittel vorrangig gegen-
tiber dem Einsatz der Zuwendung.

Mafinahmelaufzeit: 1.1.2024 bis 31.12.2024

Fiir die kommenden Haushaltsjahre 2025/26 ist eine separate An-
tragsstellung zum 1. August 2024 notwendig.

Grundlageder Forderungistdie Fachférderrichtlinie der Stadt Leipzig
iiber dieForderung von Tragern der freien Jugendhilfe fiir Leistungen
der Jugendarbeit und allgemeinen Férderung der Erziehung in der
Familie gemd3 §§ 11 bis 14 und 16 SGB VIII (Elektronisches Amtsblatt
der Stadt Leipzig 14/2023, Seite 13 £f.).

Der Trager bekundet sein Interesse mit dem Einreichen einer Interes-

senbekundung. Hierfiir sind bitte die reguldren Antragsunterlagen

ftir MaBinahmen der Kinder- und Jugendférderung vorzulegen. Die

Formulare stehen hier zum Download bereit: https://www.leipzig.

de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/

behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugend-

foerderung-5131 beziehungsweise sind diese tiber die Mailadresse

jugendfoerderung@leipzig.de abzufordern.

Zu verwenden sind die

* Anlage 1: Antrag Zuwendung inkl. Anhidnge und

* Anlage 6: Raster Qualifizierter Antrag der oben genannten Fach-
forderrichtlinie.

Die Beschlussfassung erfolgt durch den Jugendhilfeausschuss nach
Beratung der Findungskommission.

Die Angebote sind bis zum 13.09.2023 zu richten an:

Stadt Leipzig

Amt fiir Jugend und Familie

Abteilung Jugendhilfe

Hausanschrift: Perlickstrafie 6, 04103 Leipzig (zur Fristwahrung ist
der Fristenbriefkasten am Neuen Rathaus zu nutzen)

Die Umschlidge sind mit dem Hinweis ,Unterlagen Interessenbe-
kundungsverfahren - Nicht 6ffnen” zu versehen.
Bitte senden Sie die Unterlagen ebenfalls per E-Mail an jugendfoer-

derung@leipzig.de

Informationen zur Ausschreibung erteilt Frau Bittner unter Tel. 0341
1234350 und janina.bittner@leipzig.de m



https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Publikationen/Integrierte_Kinder-und_Jugendhilfeplanung_Leipzig.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Publikationen/Integrierte_Kinder-und_Jugendhilfeplanung_Leipzig.pdf
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/vo020?VOLFDNR=1008421&refresh=false
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards-Offene-Jugendarbeit.pdf
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/satzungen/details/satzung/5-07?ADMCMD_prev=IGNORE
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131
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Verpachtung stadtischer Liegenschaft
Pachtgrundstiick zur gartnerischen Nutzung in Thekla

Exposénummer: 1015

Lage: PoppigstraBe/Eva-Maria-Buch-StraBBe
Gemarkung: Thekla

Flurstuck: 733

GroBe: ca. 990 m?

Kontakt: Frau Willkommen, Tel. 1 23 56 24
Nettopachtzins: 1.782,00 Euro/Jahr

zzgl. BK-Pauschale: 75,00 €/Jahr

Kaution: 1.782,00 €

Die Stadt Leipzig verpachtet aus ihrem Eigentum o. g. Grundstuck.
Senden Sie Ihre Bewerbung bitte unter Angabe der Exposénummer 1015
an die Stadt Leipzig, Liegenschaftsamt, 04092 Leipzig. m

(Angaben ohne Gewdbhr.)

é;‘ www.leipzig.de/immobilien
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Dachgeschossausbau

Spitzboden rechts, Nordplatz 8“, Leipzig,
Gemarkung Leipzig, Flurstiick 2691g

2691/h

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flursticke/Grundstiicke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemif3 § 70 Abs. 3 Sidchsische Bauordnung (SéchsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehtrde am 17.07.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-001856-VV-63.20-ESC einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

- Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,Dachgeschossausbau
Spitzboden rechts, Nordplatz 8“, Leipzig, Gemarkung Leipzig,
Flursttick 2691g, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sichsische
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

- Die Baugenehmigung enthilt Bedingungen und Auflagen

- Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift

in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager

StrafSe 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemif3 § 3a Abs. 2

Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen

folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber dasbesondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2

eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemaf § 70 Abs. 3 Satz 1 Sichs-
BO wird aufgrund der groflen Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarn gilt mit dem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegeniiber
den Nachbarn.

Die vollstindige Baugenehmigung und die Verfahrensakte konnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafle 118-136, 04137 Leipzig - Gebdudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafie, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustandigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 68 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Dachgeschossausbau

unteres Dachgeschoss sowie Spitzboden links, nachtréglicher Antrag
zur Genehmigung, Nordplatz 8, Leipzig,
Gemarkung Leipzig, Flurstiick 2691/g

2691/

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlcke/Grundstiicke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemif3 § 70 Abs. 3 Sdchsische Bauordnung (SéchsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehtrde am 18.07.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-001854-VV-63.20-ESC einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

- Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,Dachgeschossausbau
unteres Dachgeschoss sowie Spitzboden links, nachtraglicher An-
trag zur Genehmigung, Nordplatz 8, Leipzig, Gemarkung Leipzig,
Flurstiick 2691/ g, im Genehmigungsverfahrennach § 63 Séchsische
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

- Die Baugenehmigung enthalt Auflagen.

- Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mitder Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift

in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager

Strafle 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemaifs § 3a Abs. 2

Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen

folgende Moglichkeiten zur Verftigung:

. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber das besondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maéf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemifs § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2

eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung;:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemif3 § 70 Abs. 3 Satz 1 Séchs-
BO wird aufgrund der grofien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SéchsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarngiltmitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegeniiber
den Nachbarn.

Die vollstandige Baugenehmigung und die Verfahrensakte konnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafie 118-136, 04137 Leipzig - Gebaudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafie, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustindigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 68 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SachsBO) uiber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Umnutzung einer Biiroeinheit im
Erdgeschoss als Wohnung, Meusdorfer StraBe 69, Leipzig,
Gemarkung Connewitz, Flurstiicke 464/s, 1395

465/43
464/6"
464/9

464/7
465

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlcke/Grundstiicke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemif3 § 70 Abs. 3 Sdchsische Bauordnung (SéchsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehtrde am 20.07.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-001791-VV-63.41-KKE einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,Umnutzung einer Bii-
roeinheit im Erdgeschof8 als Wohnung, Meusdorfer Strafie 69,
Leipzig, Gemarkung Connewitz, Flurstiicke464/s,1395,im Geneh-
migungsverfahrennach § 63 Sichsische Bauordnung (Vereinfachtes
Verfahren) ist erteilt.

2. Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:

3. Abweichung geméf$ § 67 Abs. 1 SachsBO von den Anforderungen
aus § 50 SéchsBO dahingehend, dass die Wohneinheit nicht barrie-
refrei erreichbar ist.

4. Die Baugenehmigung enthilt Auflagen.

5. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonatsnach Bekanntgabe

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift

in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager

StrafSe 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemif3 § 3a Abs. 2

Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen

folgende Méglichkeiten zur Verfiigung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber dasbesondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2

eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemaf3 § 70 Abs. 3 Satz 1 Sachs-
BO wird aufgrund der grofien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SiachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarn giltmit dem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegeniiber
den Nachbarn.

Die vollstindige Baugenehmigung und die Verfahrensakte konnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafle 118-136, 04137 Leipzig - Gebdudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafie, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustindigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 67 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3) Sachsische Bauordnung
(SachsBO) iiber die Erteilung einer Baugenehmigung fiir das Vorhaben:
~Nutzungsanderung ,GroB3e Eiche’ von Gaststatte, Biiro und Verwaltungs-
nutzung in ein Wohnhaus mit 7 Wohnungen sowie Gemeinschafts- und
Sozialraumen, Einbau tragender Wohnungstrennwande, einer Treppe zum
Dachboden , brandschutztechnische Ertiichtigung des Treppenhauses
sowie Aufgabe der Nutzung im 1. DG, Leipziger StraBBe 83", Leipzig,
Gemarkung Bohlitz-Ehrenberg, Flurstiick 555
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Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlicke/Grundstticke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemaif § 70 Abs. 3 Sichsische Bauordnung (SdchsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 24.07.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-003254-VV-63.22-DKI einen Bescheid mit folgendem
verfligenden Teil erlassen:

- Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: Nutzungsénderung -
~Grole Eiche” von Gaststitte, Biiro und Verwaltungsnutzung
in ein Wohnhaus mit 7 Wohnungen sowie Gemeinschafts- und
Sozialrdumen, Einbau tragender Wohnungstrennwinde, einer
Treppe zum Dachboden, brandschutztechnische Ertiichtigung des

Treppenhauses sowie und Aufgabe der Nutzung im 1. DG wegen
fehlenden 2. RW Leipziger Strafie 83, Leipzig Gemarkung Bohlitz-
Ehrenberg, Flurstiick 555 im Genehmigungsverfahren nach § 63
Séchsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

- Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen gemaf3
§ 67 Abs. 1 SachsBO zugelassen:
Abweichend von §34 (4) Satz 1 Nr. 2 SichsBO verbleiben tragende
Teile der notwendigen Treppe in dem Gebdude der Gebdudeklasse
4 aus Holz im Bestand anstatt aus nichtbrennbaren Baustoffen.
Abweichend von §35 (4) Satz 1 Nr. 2 SéchsBO verbleibt ein 1,80 m
langer Wandabschnitt der Treppenraumwand in dem Gebdude der
Gebdudeklasse 4 mit einem Feuerwiderstand von lediglich feuer-
bestdndig im Bestand anstatt auch unter zusétzlicher mechanischer
Beanspruchung hochfeuerhemmend.

- Die Baugenehmigung enthilt Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

- Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift

in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager

Strafie 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemafs § 3a Abs. 2

Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen

folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber das besondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maif § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemifs § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2

eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung;:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstticke (Nachbarn) gemafs § 70 Abs. 3 Satz 1 Séchs-
BO wird aufgrund der groien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarngiltmitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SachsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegentiber
den Nachbarn.

Die vollstandige Baugenehmigung und die Verfahrensakte konnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafie 118-136, 04137 Leipzig - Gebaudeabschnitt C,
EingangErdgeschoss direkt von der Prager Strafle, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustindigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-52 42 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Neubau einer Wohnanlage
mit 60 Wohneinheiten und Tiefgarage mit 38 Stellplatzen,
DieskaustraBBe 177, 179, BrauereistraBBe 2, 4",

Leipzig, Gemarkung GroBzschocher, Flurstiicke 125, 1198

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlicke/Grundstticke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemif3 § 70 Abs. 3 Sidchsische Bauordnung (SéchsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 01.08.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-002177-VV-63.40-CHC einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,Neubau einer Wohn-
anlage mit 60 Wohneinheiten und Tiefgarage mit 38 Stellplitzen,
Dieskaustrafie 177, 179, Brauereistrafie 2, 4”, Leipzig, Gemarkung
Grofizschocher, Flurstiicke 125, 1198, im Genehmigungsverfahren
nach § 63 Sichsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist
erteilt.

2. Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:

Abweichung gemif § 67 Abs. 1 SichsBO von den Anforderungen
aus § 6 Abs.2 Satz 11.V.m § 6 Abs.2 Satz 2 SéchsBO dahingehend,
dass die Uberdeckung der Abstandsflichen des Gebaudes iiber die
Stralenmitte der Brauereistrafie reichen.

Abweichung gemif § 67 Abs. 1 SachsBO von den Anforderungen
aus § 3 Abs. 1 SdchsGarStellplVO dahingehend, dass der Abstand
zwischen Zu- und Ausfahrt der Tiefgarage und Gehweg kleiner
3m ist.

4. Die Baugenehmigung enthilt Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

5. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mit der Baugenehmigungausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift

in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager

Strafle 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemif3 § 3a Abs. 2

Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen

folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber dasbesondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2

eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) geméf § 70 Abs. 3 Satz 1 Sdchs-
BO wird aufgrund der grofien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarngiltmitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegentiber
den Nachbarn.

Die vollstandige Baugenehmigung und die Verfahrensakte konnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafie 118-136, 04137 Leipzig - Gebaudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafie, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustindigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-5122 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SachsBO) liber die Erteilung eines
Vorbescheids fiir das Vorhaben: ,,Vorbescheid: Anbau an
Bestandsjudohalle, GutsMuthsstraf3e 16",

Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstiick 736

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlcke/Grundstiicke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemif3 § 70 Abs. 3 Sdchsische Bauordnung (SéachsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 02.08.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-005625-BV-63.40-HAS einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

1. Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen fiir das
Vorhaben: ,Vorbescheid: Anbau an Bestandsjudohalle, GutsMuths-
strafe 16 Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstiick 736, ist erteilt.

2. Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
gefiihrten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager
Strafie 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemaf3 § 3a Abs. 2
Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen
folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber dasbesondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwWVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemaf3 § 70 Abs. 3 Satz 1 Sichs-
BO wird aufgrund der groflen Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarn gilt mit dem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegeniiber
den Nachbarn.

Den vollstindigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte kénnen
im Amt fir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig,
Technisches Rathaus, Prager StrafSe 118-136, 04137 Leipzig - Gebau-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straf3e,
eingesehen werden.

Eswird vorabum eine Terminvereinbarungbeim zusténdigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 72 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SéachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Umnutzung einer Wohneinheit
zu einer Ferienwohnung, Paul-List-StraBBe 23“,

Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstiick 1131/2

G

1145/a

1117/d

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlicke/Grundstticke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemaf § 70 Abs. 3 Sachsische Bauordnung (SachsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 09.08.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-004089-VV-63.20-NIW einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,Umnutzung einer Wohn-
einheit zu einer Ferienwohnung, Paul-List-Strafie 23“, Leipzig, Ge-
markung Leipzig, Flurstiick 1131/2, im Genehmigungsverfahren
nach § 63 Séchsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist
erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthilt Auflagen.

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager
Strafie 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemafs § 3a Abs. 2
Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen
folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber das besondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maif § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestétigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemaf3 § 70 Abs. 3 Satz 1 Sachs-
BO wird aufgrund der grofien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SiachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarn giltmitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SachsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegentiber
den Nachbarn.

Die vollstindige Baugenehmigung und die Verfahrensakte konnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafle 118-136, 04137 Leipzig - Gebdudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafie, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustindigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-89 08 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SéachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Neubau eines Wohngebaudes
fir betreutes Wohnen mit 58 Wohneinheiten, Dankwartstra3e 3“,
Leipzig, Gemarkung L6Bnig, Flurstiick 130/6
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Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlicke/Grundstticke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemaf § 70 Abs. 3 Sachsische Bauordnung (SachsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 10.08.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-005246-VV-63.41-KKE einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

1. DieBaugenehmigung fiir das Vorhaben: ,Neubau eines Wohngebzu-
des fiir betreutes Wohnen mit 58 Wohneinheiten, Dankwartstrafse 3,

Leipzig, Gemarkung Lo8nig, Flurstiick 130/ 6, im Genehmigungsver-
fahren nach § 63 Sachsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren)
ist erteilt.

2. Mitder Baugenehmigung werden folgende Abweichung zugelassen:

Abweichung gemaf3 § 67 Abs. 1 SiachsBO von den Anforderungen
aus § 6 Abs. 2 Satz 2 SichsBO dahingehend, dass sich die Abstands-
flachen tiber die Straffenmitte hinaus erstrecken.

3. Die Baugenehmigung enthilt Bedingungen und Auflagen.

4. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mit der Baugenehmigungausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalb einesMonats nach Bekanntgabe
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager
StrafSe 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemaf3 § 3a Abs. 2
Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen
folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber das besondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maéfs § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestéatigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafle 2
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigenttimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemif3 § 70 Abs. 3 Satz 1 Sichs-
BO wird aufgrund der groflen Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SidchsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarn gilt mitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegeniiber
den Nachbarn.

Die vollstindige Baugenehmigung und die Verfahrensakte kénnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafle 118-136, 04137 Leipzig - Gebdudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafle, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustandigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 67 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Abbruch von vorhandenen
Balkonen und Neubau von zwei Balkonstrangen,
Gustav-Adolf-StraBBe 39, Leipzig,

Gemarkung Leipzig, Flurstiick 2089/l

2089/,

2089/

2089/m

2089/n

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstlicke/Grundstticke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemif § 70 Abs. 3 Sichsische Bauordnung (SéchsBO) vom 28.05.2004
(SachsGVBI. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 11.08.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-006017-VV-63.20-MHA einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben: , Abbruch von vorhandenen
Balkonen und Neubau von zwei Balkonstrangen, Gustav-Adolf-Strafie
39, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstiick 2089/1,im Genehmigungs-
verfahren nach § 63 Sachsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren)
ist erteilt.

2. Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichung zugelassen:
Abweichung gemifs § 67 Abs. 1 SéchsBO von den Anforderungen aus
§ 2 SéchsBO Abstandsflédchen dahingehend, dass Abstandsflédchen auf
das Nachbargrundstiick liegen.

3. Die Baugenehmigung enthélt Bedingungen und Auflagen.
Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung auf-
gefiihrten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift

in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager

Strafie 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der

Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemaf3 § 3a Abs. 2

Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen

folgende Moglichkeiten zur Verfligung:

. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber das besondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VWVIEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestitigter sicherer Anmeldung
gemif § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2

eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigenttiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemif § 70 Abs. 3 Satz 1 Sdchs-
BO wird aufgrund der grofien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarngiltmitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SéchsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegentiber
den Nachbarn.

Die vollstindige Baugenehmigung und die Verfahrensakte kénnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafie 118-136, 04137 Leipzig - Gebaudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafle, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustandigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 68 gebeten. m
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)
Sachsische Bauordnung (SéachsBO) liber die Erteilung einer
Baugenehmigung fiir das Vorhaben: ,,Umbau und Sanierung
eines Wohnhauses — Anbau eines Aufzuges an das
bestehende Treppenhaus, Delitzscher StraBBe 7“,
Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstiick 2699/u

</

2699/s

2699/w

2699/u

3784

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstuicks
(mit Angabe der angrenzenden Flurstiicke/Grundstuicke einschlieBlich der
Flursticksnummern)

Gemaf § 70 Abs. 3 Sachsische Bauordnung (SachsBO) vom 28.05.2004
(SdchsGVBL. 2004, S. 200) in der derzeit giiltigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt fiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat
als untere Bauaufsichtsbehorde am 02.08.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-004941-VV-63.20-MHA einen Bescheid mit folgendem
verfiigenden Teil erlassen:

B Impressum

1. Die Baugenehmigung fiir das Vorhaben , Umbau und Sanierung
eines Wohnhauses - Anbau eines Aufzuges an das bestehende
Treppenhaus, Delitzscher Strafle 7“, Leipzig, Gemarkung Leipzig,
Flurstiick 2699/ u, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sachsische
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2. Die Baugenehmigung enthilt Bedingungen und Auflagen

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung
aufgefiihrten und mitder Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid kanninnerhalbeinesMonats nach Bekanntgabe
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager
StrafSe 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der
Widerspruch kann auch in elektronischer Form geméfs § 3a Abs. 2
Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfiir stehen
folgende Moglichkeiten zur Verfiigung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder
tiber dasbesondere Behordenpostfach Stadt Leipzig - Allgemeiner
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
maéf § 3a Abs. 2 S. 2,3 VWVEG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch
De-Mail in der Sendevariante mit bestatigter sicherer Anmeldung
gemifs § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustrafie 2
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung;:

- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigenttiimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarn) gemif3 § 70 Abs. 3 Satz 1 Sdchs-
BO wird aufgrund der grofien Anzahl der Nachbarn, denen die
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SiachsBO.

- DieZustellung der BaugenehmigunganNachbarn gilt mitdem Tag
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SachsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegentiber
den Nachbarn.

Die vollstindige Baugenehmigung und die Verfahrensakte kénnenim
Amtfiir Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches
Rathaus, Prager Strafie 118-136, 04137 Leipzig - Gebaudeabschnitt C,
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Strafle, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zustandigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer:
0341/123-51 68 gebeten. m

Herausgeber: Stadt Leipzig, Der Oberbirgermeister, Referat Kommunikation, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Verantwortlich: Matthias Hasberg

Redaktion: Undine Belger, Christine Wiindisch, Dr. Sebastian Fink

Telefon: 0341/1232068, Fax: 0341 / 123 20 56, Internet: www.leipzig.de/amtsblatt, E-Mail: elektronisches-amtsblatt@leipzig.de



https://www.leipzig.de/amtsblatt
mailto:elektronisches-amtsblatt%40leipzig.de?subject=

	Sitzung des Jugendhilfeausschusses
	Sitzungen der Ortschaftsräte
	Stellenausschreibung 
	Ankündigung eines Grenztermins und Bekanntgabe der Verwaltungsakte durch Offenlegung der Ergebnisseeiner Grenzbestimmung und Abmarkung
	Bekanntmachung des Zweckverbandes „Erholungsgebiet Kulkwitzer See“
	Absicht zur Umstufung der Husemannstraße (Teilfläche)
	Fachförderrichtlinie Kultur
	Freistellung von Bahnbetriebszwecken für Flächen in Leipzig Zentrum-Nord und Zentrum-Ost
	Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht für das Gebiet „Gerichtsweg/Täubchenweg“, Leipzig-Südost
	Bebauungsplan Nr. 392 „Wilhelm-Leuschner-Platz“, Leipzig-Mitte, Satzungsbeschluss
	Bebauungsplan Nr. 472 „Klinikum und Stadtquartier St. Georg, Delitzscher Straße“, Leipzig-Nord – Aufstellungsbeschluss
	Satzung über eine Veränderungssperre für den Bebauungsplan Nr. 477 „Wohnquartiere östlichder Zollschuppenstraße“, Leipzig-Südwest
	Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH„Volbedingstraße zwischen Mockauer- und Zeumerstraße“
	Planfeststellung für das Bauvorhaben Ausbaustrecke Karlsruhe – Stuttgart – Nürnberg – Leipzig/DresdenAbschnitt Gaschwitz (e) – Böhlen (e),
	Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben „Ersatzneubau Georg-Schwarz-Brücken einschließlich Umbau Am Ritterschlößchen“
	Feststellung des Jahresabschlusses 2021 des Kommunalen Eigenbetriebes Leipzig/Engelsdorf
	Fälligkeit der Grund- und Gewerbesteuer
	Interessenbekundungsverfahren für eine Einrichtung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit im Ortsteil Möckern (Planungsraum Nord)
	Interessenbekundungsverfahren für eine Einrichtung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit im Ortsteil Probstheida (Planungsraum Ost/Südost)
	Verpachtung städtischer Liegenschaft Pachtgrundstück zur gärtnerischen Nutzung in Thekla
	Baugenehmigungen



